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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


a) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/19 - 

Bündnis gegen Arbeitsiosigkeit 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen), 
Annelie Buntenbach, Andrea bischer (Berlin) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN 
- Drucksache 13/578 - 

Aktionsprogramm Arbeitspolitik 


c) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner, Dr. Christa Luft, 
Christina Schenk und der weiteren Abgeordneten der PDS 
- Drucksache 13/702 - 

Zukunftssicherung von Sozialstaat, Arbeit und Lebensstandort 


A. Problem 


Die dringendste wirtschafts- vmd sozialpolitische Aufgabe im aus- 
gehenden 20. Jahrhundert ist die Bekämpfimg der Massen- 
arbeitslosigkeit. Arbeitslosigkeit ist nicht nur eine Belastung für 
die Betroffenen und ihre Angehörigen, sondern auch eine erheb- 
liche volkswirtschaftliche Verschwendung und eine Gefahr für 
die demokratische Stabilität. Herausragende Fragen ihrer Be- 
kämpfimg sind zum einen, wie der Tatsache begegnet wird, daß 
eine ungenügend große Zahl wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze 
entsteht, und zum anderen, wie einer Tendenz begegnet werden 
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kann, die zu einer weiteren Verfestigung eines wachsenden 
Sockels an Langzeitarbeitslosigkeit führt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/19 - zielt darauf 
ab, alle Beteiligten aus Politik, Gewerkschaften, Handel, Industrie 
und Verwaltung zusammenzuführen, um in einem Bündnis gegen 
Arbeitslosigkeit sich dieser Fragen anzunehmen. Die Bundesre- 
gierung wird aufgefordert, dieses Bündnis in Gang zu setzen und 
zu organisieren. Sozialpolitischer Kembereich des Antrags ist die 
Fordenmg nach einem Arbeits- und Strukturfördeiungsgesetz, 
das das bestehende Arbeitsförderungsgesetz ablösen soll. Hinzu 
kommt die Forderung nach besonderen Maßnahmen für Langzeit- 
arbeitslose und einer Finanzreform der Bundesanstalt für Arbeit 
sowie einer Novellierung des Arbeitszeitgesetzes. Verbunden sind 
diese sozialpolitischen Fordenmgen mit einem breiten wirtschafts- 
politischen Programm zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

Auch der Antrag der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen), 
Aimelie Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/578 - fordert eine 
breite Offensive gegen die Arbeitslosigkeit, die ebenfalls ein neu- 
es Arbeitsförderungsgesetz, eine Neuregelung des Arbeitszeit- 
rechts und zahlreiche weitere arbeitsmarktpolitische, wirtschafts- 
politische und sozialpolitische Forderungen umfaßt. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner, Dr. Chri- 
sta Luft, Ghristina Schenk und der weiteren Abgeordneten der 
PDS - Drucksache 13/702 - zielt darauf ab, die Bundesregierung 
aufzufordem, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
das vorhandene Arbeitsvolumen rigoros umzuverteilen, Arbeits- 
plätze zu erhalten und neue zu schaffen und das Solidarprinzip 
grundlegend zu erneuern. 


B. Lösung 

Ablehnung der Anträge, 

Das geltende Arbeitsförderungsgesetz hat sich gnmdsätzlich be- 
währt. Mit dem neuen Arbeitszeitgesetz und weiteren Maßnah- 
men zum Abbau von Hemmnissen für die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze befindet sich die Bundesrepublik Deutschland auf 
dem richtigen Weg im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. 

Mehrheit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Annahme der oder eines der Anträge. 


D. Kosten 

Die unmittelbaren und mittelbaren Kosten der Arbeitslosigkeit 
sind so hoch, daß wirksame Mittel zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit sogar kostensenkend wirken köimten. Mangels Detaü- 
regelungen der beiden Anträge ist eine genauere Kostenschät- 
zung jedoch nicht möglich. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 13/19 - 

b) den Antrag der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen), 
AnneUe Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin) \md der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/578 - 

c) den Antrag der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Wemer, 
Dr. Christa Luft, Christina Schenk und der weiteren Abgeord- 
neten der PDS - Drucksache 13/702 - 

abzulehnen. 


Bonn, den 31. Mai 1995 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Dr. Gisela Babel 

Vorsitzende Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Gisela Babel 


A. Allgemeiner Teil 
L 

Der Antrag der Fraktion der SPD „Bündnis gegen Ar- 
beitslosigkeit" auf Drucksache 13/19 vom 10. Novem- 
ber 1994 ist dem Ausschuß für Arbeit imd Sozialord- 
mmg in der 15. Sitzimg des Deutschen Bimdestages 
am 26. Januar 1995 zur federführenden Beratung 
imd den Ausschüssen für Wirtschaft, für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend sowie dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen worden. Der 
Antrag der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen), 
Annelie Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin) imd 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Aktions- 
programm Arbeitspolitik" auf Drucksache 13/578 
vom 15. Februar 1995 ist dem Ausschuß für Arbeit 
imd Sozialordnung in der 21. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 16. Februar 1995 zur federführen- 
den Beratung und dem Finanzausschuß, dem Aus- 
schuß für Wirtschaft sowie den Ausschüssen für Fa- 
milie, Semoren, Frauen und Jugend, für Gesundheit 
und für Büdung, Wissenschaft, Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzimg zur Mitberatung 
überwiesen worden. Der Antrag der Abgeordneten 
Dr. Heidi Knake-Werner, Dr. Christa Luft, Christina 
Schenk und der weiteren Abgeordneten der PDS 
„Zukunftssicherung von Sozialstaat, Arbeit und Le- 
bensstandort" auf Drucksache 13/702 ist dem Aus- 
schuß in der 33. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 26. Aprü 1995 zur federführenden Beratung und 
dem Ausschuß für Wirtschaft sowie den Ausschüssen 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, für Ge- 
simdheit und dem Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung überwiesen worden. 

Beteiligte Ausschüsse: 

Der Finanzausschuß lehnte den Antrag auf Druck- 
sache 13/578 in seiner Sitzung am 17. Mai 1995 mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD und einer Stimmenthaltung aus 
den Reihen der Fraktion der CDU/CSU ab. 

Die beiden Anträge auf Drucksachen 13/19 und 
13/578 hat der Ausschuß für Wirtschaft in seiner 
11. Sitzung am 31. Mai 1995 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS abgelehnt. 
Ebenso hat er für den Antrag auf Drucksache 13/702 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
bei Enthaltung der Fraktionen der SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN mehrheitiich die Ablehnung 
empfohlen. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend hat in seiner Sitzung vom 17. Mai 1995 mit den 


Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU imd F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS die Ablehnimg des Antrags auf Drucksache 
13/19 empfohlen. Für den Antrag auf Drucksache 
13/578 empfahl er nüt den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup- 
pe der PDS bei Enthaltung der Fraktion der SPD die 
Ablehnung. Gleichfalls abgelehnt hat er den Antrag 
auf Drucksache 13/702 mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

In seiner 12. Sitzimg am 17. ^ai 1995 beschloß der 
Ausschuß für Gesundheit einvemehmlich bei Abwe- 
senheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
von einer Mitberahmg der Anträge auf Drucksachen 
13/578 und 13/702 abzusehen, da sein Geschäftsbe- 
reich mcht betroffen sei. 

Ablehnung des Antrages auf Drucksache 13/578 
empfahl der Ausschuß für Büdung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät- 
zung in seiner Sitzung vom 17. Mai 1995 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, F.D.P. und 
SPD gegen die Stimmen der antragstellenden Frak- 
tion und bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
17. Mai 1995 den Antrag auf Drucksache 13/19 mehr- 
heitlich mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS abgelehnt. Den Antrag auf Drucksache 13/702 
hat er in der gleichen Sitzung ebenfalls mehrheitlich 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, den Stim- 
men der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
abgelehnt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Vorlage auf Drucksache 13/19 in seiner 5., 6., 9. und 
15. Sitzung beraten und abgeschlossen. Die Vorlage 
auf Drucksache 13/578 hat er in seiner 6., 9. und 
15. Sitzimg beraten und ebenfaUs abgeschlossen. 
Über beide Anträge hat er gemeinsam mit dem Aus- 
schuß für Wirtschaft in seiner 9. Sitzimg am 27. Aprü 
1995 eine öffentliche Anhörung von Sachverständi- 
gen durchgeführt. Wegen der Ergebnisse der Anhö- 
rung wird auf das WortprotokoU der 9. Sitzung ver- 
wiesen. Den Antrag auf Drucksache 13/702 hat der 
Ausschuß in seiner 15. Sitzung am 31. Mai 1995 bera- 
ten und abgeschlossen. 

In der abschließenden Abstimmung erhielt der An- 
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/19 
13 Ja-Stimmen der Fraktion der SPD und der Gruppe 
der PDS, 16 Nein-Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
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CSU und F.D.P. bei zwei Stimmenthaltungen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Der Antrag auf Drucksache 13/578 erhielt vier Ja- 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN imd der Gruppe der PDS bei 16 ableh- 
nenden Stimmen aus der Koalition imd elf Enthaltun- 
gen der Fraktion der SPD. 

Der Antrag auf Drucksache 13/702 erhielt die zwei 
Stimmen der anwesenden Mitglieder der Gruppe der 
PDS bei 17 Nein- Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU imd F.D.P. und eine Nein-Stimme der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie zwölf Enthaltun- 
gen der Fraktion der SPD und einer Enthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


IL 

Die Anträge beschäftigen sich ausführlich mit der Si- 
tuation am Arbeitsmarkt, die trotz unterschiedlicher 
Entwicklungen in konjunktureller Hinsicht keine 
durchgreifenden Verbesserungen erfahren hat. Im 
Gegenteil steigt die Langzeitarbeitslosigkeit weiter 
an. Die Anträge bewerten die Politik der Bundesre- 
gierung als Abbau von aktiven arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen und Einschränkungen der Hand- 
lungsmöglichkeiten der Arbeitsämter. Die Politik der 
Bimdesregierung habe dazu geführt, daß der 
Schwerpunkt sich immer mehr zur reinen Finanzie- 
rung von Lohnersatzleistungen verlagert habe. Mit 
dem Arbeitszeitgesetz und dem sog. Beschäftigungs- 
fördenmgsgesetz 1994 sei der falsche Weg einge- 
schlagen worden. 

1. Der Antrag auf Drucksache 13/19 fordert die Bun- 
desregierung zunächst dazu auf, den Entwurf 
eines Arbeits- und Strukturförderungsgesetzes 
(ASFG) vorzulegen, das sich an folgenden Eck- 
punkten orientieren solle: 

- das ASFG soll in Abstimmung mit der Wirt- 
schafts-, Finanz-, Sozial- und Bildungspolitik 
von Bund, Ländern und der EU das Ziel eines 
hohen Beschäftigungsstandes zur Geltung brin- 
gen. Eine verbindliche Rechtsvorschrift soll si- 
cherstellen, daß die Arbeitsämter das Geld, das 
ihnen zur Verfügung steht, vorrangig für die ak- 
tive Arbeitsmarktpolitik ausgeben. Danach sol- 
len die Ausgaben für Beschäftigungs- und Qua- 
lifizierungsförderung über einen Zeitraum von 
vier Jahren mindestens einen Anteil von 50 v. H. 
an den Gesamtausgaben ausmachen. Nach Ein- 
schätzung der SPD könnten dadurch kurzfristig 
bis zu 500 000 Menschen aus der Arbeitslosig- 
keit herausgeführt werden. 

- Das ASFG soll die Arbeitsmarktpolitik mit der 
Struktur- und Regionalpolitik verbinden. Unter 
anderem sollen junge Unternehmen und Unter- 
nehmen bis zu 100 Beschäftigten direkt Lohn- 
kostenzuschüsse erhalten können, wenn sie Ar- 
beitslose einstellen. 

- Das ASFG soll Betroffenen nach sechs Monaten 
Arbeitslosigkeit einen Anspruch auf einen Ein- 
gliederungsplan einräumen. 


- Eine gezielte imd verbindliche Frauenförde- 
rung soll Bestandteil des ASFG sein. 

Eine Finanzreform soll den Haushalt der Bundes- 
anstalt für Arbeit sichern. Ein regelgebundener 
Bundeszuschuß, vergleichbar zur Rentenversiche- 
rung, soll die Finanzierung der Arbeitsförderung 
sichern. Bei schlechter Wirtschaftslage soll ein 
konjunkturabhängiger Globalzuschuß hinzukom- 
men. 

Korrekturen am Arbeitszeitrecht sollen unter an- 
derem die Beseitigung der Ausweitung und Ver- 
längerung befristeter Beschäftigungsverhältnisse 
nach dem sog. Beschäftigungsförderungsgesetz 
1994 und die staatliche Lohnfestlegung bei Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen mit ihrer Einstiegs- 
möglichkeit zu untertariflicher Bezahlung beseiti- 
gen. Außerdem soll die Bundesregierung den Ent- 
wurf eines neuen Arbeitszeitgesetzes vorlegen, in 
dessen Rahmen die wöchentliche Regelarbeitszeit 
auf 40 Stunden reduziert und Überstunden ver- 
mehrt durch Freizeit ausgeglichen werden. Des 
weiteren sollen Anreize für vermehrte Inanspruch- 
nahme von Teilzeit geschaffen werden. 

In bezug auf die Langzeitarbeitslosen soll die Bun- 
desregierung gemeinsam mit den Tarifvertrags- 
parteien ein Konzept einer Integration von Lang- 
zeitarbeitslosen über Lohnkostenzuschüsse ausar- 
beiten und die notwendigen gesetzlichen Maß- 
nahmen unverzüglich einleiten. 

In wirtschaftlicher Hinsicht sollen mit einem Inve- 
stitionserleichtenmgsgesetz ab 1995 volkswirt- 
schaftlich förderungswürdige Investitionen der ge- 
werblichen Wirtschaft zur Einspcirung von Energie 
und Rohstoffen, zur Neueinführung innovativer 
Produktionsverfahren sowie in den Bereichen For- 
schung und Technologie gefördert werden. 

Weiterhin wird eine Innovationsoffensive in Wirt- 
schaft und Gesellschaft gefordert. Durch aktive 
Außenhandelspolitik sollen die Marktchancen 
deutscher Produkte verbessert werden. Auch die 
Rahmenbedingungen für Investitionen in den 
Kommunen sollen verbessert werden. Zur Stär- 
kung der Investitionskraft der kleinen und mittle- 
ren Betriebe sollen Existenzgründungen in den al- 
ten und neuen Bundesländern, vor allem im Be- 
reich technologischer Untemehmensgründungen, 
stärker gefördert, der Zugang zu Risikokapital er- 
leichtert, die Lohnnebenkosten gesenkt, For- 
schungsleistungen unterstützt, der Konkursschutz 
ausgebaut, der gewerbliche Mieterschutz wirksam 
ausgestaltet, Qualifikationen, Aus- und Weiterbil- 
dung sowie die Untemehmensberatung gestärkt 
und die mittelständischen Unternehmen auf den 
Auslandsmärkten wirksamer unterstützt werden. 
Die Fusionskontrolle soll strenger gefaßt und das 
Instrumentarium des Bundeskartellamtes verbes- 
sert werden. In den neuen Bundesländern sollen 
die verbliebenen Treuhandbetriebe durch Zufüh- 
rung von Eigenkapital saniert werden. Alle För- 
dermaßnahmen sollen auf gewerbliche Investitio- 
nen zur Sicherung und zum Aufbau industrieller 
Kerne konzentriert und gebündelt werden. 
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2. Der Antrag auf Drucksache 13/578 stellt die For- 
derung nach einer Neuregelimg des Arbeitszeit- 
rechts an den Anfang seines Forderungskatalogs. 
Es soll als zulässige Höchstgrenze der täglichen 
Arbeitszeit acht Stunden, der wöchentlichen 
Arbeitszeit 40 Stunden an höchstens fünf Werk- 
tagen festlegen. Verlängerungen der Arbeitszeit, 
Schichtarbeit, Mehrarbeit usw. sind imter be- 
stimmten Voraussetzungen zulässig, müssen in 
der Regel aber durch Freizeit abgegolten werden. 
Nachtarbeit zwischen 22 imd 6 Uhr sowie Sonn- 
und Feiertagsarbeit sollen grundsätzlich nicht zu- 
lässig sein. Es soll ein Anspruch auf Teilzeitarbeit 
eingeführt werden. Ausnahmeregelungen, insbe- 
sondere für kleine imd mittlere Unternehmen, sind 
vorgesehen. Über den nationalen Bereich hinaus 
soll eine europäische Arbeitszeitinitiative gestartet 
werden. 

Ein neues Arbeitsfördenmgsgesetz soll eine 
durchgreifende Umverteilung der Erwerbsarbeit 
durch Arbeitszeitverkürzimgen imd durch eine 
Ökologisierung der Industrieproduktion unterstüt- 
zen. Die AFG-Gesetzesnovelle soll den politischen 
Kurswechsel von der passiven Unterstützung zur 
aktiven Finanzierung von Arbeit und Qualifikation 
verdeutlichen und sich an folgenden Zielen orien- 
tieren: 

„-Auf die kurzfristige Existenzsicherung durch 
Arbeitslosenunterstützung (Lohnersatzleistun- 
gen) muß wieder Verlaß sein. 

- Aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
ist als langfristige öffentliche Aufgabe anzuer- 
kennen; ihre Instrumente sind neu zu gestalten. 

- Bemühungen der Tarifparteien zur Umvertei- 
lung von Erwerbsarbeit durch Arbeitszeitver- 
kürzung sind unter strikter Achtung der Tarif- 
autonomie in geeigneter Weise zu unterstützen. 

- Die Schaffung neuer Arbeitsplätze durch pro- 
duktive Arbeitsförderung ist eigenständiges In- 
strument staatlicher Wirtschafts- und Struktur- 
politik; sie soll den ökologischen und sozialen 
Umbau der IndustriegeseUschaft fördern. 

- Der Vorrang aktiver Arbeitsmarktpolitik ist mit- 
telfristig verläßlich zu finanzieren; für die versi- 
cherungsfremden Leistimgen der Arbeitsver- 
waltung sind verstärkt Steuermittel zur Verfü- 
gung zu stellen. " 

Die öffentliche Förderung neuer Arbeitsplätze für 
Arbeitslose soll Arbeitskraft und Qualifikation von 
Langzeiterwerbslosen in der Wirtschaft produktiv 
und gesellschaftlich sinnvoll zum Einsatz bringen. 
Die so geförderten Arbeitsplätze sollen in ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung ernst genommen wer- 
den und die erbrachte Leistung betriebswirtschaft- 
lich zu Buche schlagen. Wo immer möglich, soll 
die Förderung zugleich ermöglichen, gesellschaft- 
liche Aufgaben anzugehen, die sonst als privat- 
wirtschaftlich unrentabel liegenbleiben würden. 
Insbesondere Arbeitsförderbetriebe sollen zusätz- 
lich Zuschüsse für Betriebsausstattung, Ausbil- 
dungs- und Betreuungspersonal sowie Verwal- 
tungskosten erhalten. Die betriebliche Projektför- 


derung soU bis zur Dauer von fünf Jahren ermög- 
licht und degressiv gestaltet werden. Damit der 
Grundsatz, nur reguläre sozial versichenmgs- 
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu fördern, 
allgemeine Gültigkeit erlangt, soll das AFG zur al- 
leinigen Grundlage für öffentlich geförderte Arbeit 
werden. Die derzeitigen Regelungen des BSHG 
über gemeinnützige und zusätzliche Arbeit sind 
im Rahmen der AFG-Reformen durch eine Rege- 
lung zu ersetzen, die es dem Sozialhilfeträger ge- 
stattet, seine BSHG -Aufwendungen in Maßnah- 
men nach dem AFG einzubringen. 

In den Zielkatalog des Arbeitsförderungsgesetzes 
soll auch auf genommen werden, daß Arbeitsförde- 
rung dazu beizutragen habe, den Anspruch der 
Frauen auf gleiche Beteiligung an der Erwerbsar- 
beit durchzusetzen. Dabei soll einem Leben mit 
Kindern besonders Rechnung getragen werden. 

Weitere Maßnahmen sollen u. a. eine langfristige 
Sicherung der Finanzierung der Bundesanstalt für 
Arbeit, weitere Förderung der beruflichen Ausbil- 
dung und Qualifikation sowie der Berufsberatung, 
Sicherstellung gleicher Bildimgs- und Berufschan- 
cen für Mädchen und jugendliche Frauen, Ausbil- 
dungsförderung nach dem BAföG, eine Verbesse- 
rung der beruflichen Bildung, eine Schaffung ei- 
ner regionalen Ausbildungsstruktur, eine Verstär- 
kung von Fort- und Weiterbildung sein. Ein Instru- 
ment soll die Gemeinschaftsinitiative Arbeitsförde- 
rung mit einem Planungsausschuß Arbeitsmarkt- 
politik, regionalen Arbeitsmarktkonferenzen und 
Finanzierungspools sein. 

3. Im Antrag auf Drucksache 13/702 wird davon aus- 
gegangen, daß die geschlechtshierarchische Ver- 
teilung der bezahlten und unbezahlten gesell- 
schaftlichen Arbeit Frauen immer noch den gleich- 
berechtigten Zugang zur bezahlten Arbeit ver- 
wehre. Außerdem verhinderten die bestehenden 
Systeme sozialer Sicherung weder Armut noch be- 
seitigten sie den Mangel an bezahlter Arbeit. 
Schließlich sei die soziale, ökonomische und öko- 
logische Wende unerläßlich. Der Deutsche Bun- 
destag solle daher die Bundesregierung auffor- 
dem, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um das vorhandene Arbeitsvolumen rigoros umzu- 
verteilen, Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu 
schaffen und das Sohdarprinzip grundlegend zu 
erneuern. Dazu soUe es eine allgemeine Arbeits- 
zeitverkürzung, einen Abbau von Überstunden, 
eine Flexibilisierung und individuelle Zeitsouver- 
änität geben. Der öffentlich geförderte Beschäfti- 
gungssektor solle fortentwickelt werden. Wirt- 
schaftsförderprogramme sollen auf die Zahl dauer- 
haft zu schaffender Arbeitsplätze ausgerichtet und 
vertraglich daran gebunden werden. Für die Er- 
neuerung des Solidarprinzips soll eine Experten- 
kommission beauftragt werden, verschiedene Lö- 
sungsvarianten zu erarbeiten. Die finanziellen Po- 
tenzen traditioneller Quellen seien kurzfristig und 
verstärkt auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
zu richten. Insbesondere soll die Börsenumsatz- 
steuer wieder eingeführt werden, Spekulationsge- 
winne höher besteuert werden, oberhalb der Frei- 
beträge eine höhere Zinsabschlagsteuer einge- 
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führt werden und das Grundvermögen nach Neu- 
berechnungen der Einheitswerte unter Berück- 
sichtigxing der Verkehrswerte bei sozial verträgli- 
cher Anhebung der Freibeträge besteuert werden. 
Hinzu kommt die Forderung nach Einfühnmg ei- 
ner progressiven Vermögensteuer, nach einer 
Rückn€ihme der beschlossenen Senkung des Ein- 
konmiensspitzensteuersatzes, der beschlossenen 
Senkung der Spitzensteuersätze auf gewerbhche 
Einkünfte sowie die Ausweitung der Rückforde- 
rungsansprüche von Subventionen gegenüber Un- 
ternehmen, die die Subventionsauflagen nicht ein- 
halten. Schheßlich sollen weitere Mittel im Wehr- 
bereich freigesetzt werden. 

IIL 

1. Der Ausschuß hat zu den Vorlagen auf Drucksa- 
chen 13/19 und 13/578 am 27. April 1995 gemein- 
sam mit dem Ausschuß für Wirtschaft eine öffent- 
liche Anhörung durchgeführt. Dabei hat er die 
Sachverständigen zu folgenden Themenbereichen 
befragt: 


1 . 

Rechtliche und wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen 
der Beschäftigungspolitik 

1. Zusammenhang zwischen Wachstum, Produkti- 
vität und Beschäftigung, auch im internationa- 
len Zusammenhang 

2. Ursachen der Arbeitslosigkeit, insbesondere 
Sockel- und Langzeitarbeitslosigkeit 

3. Formen der Arbeitszeit und Beschäftigung 

4. Lohnpolitik und Beschäftigimg 

5. Einflüsse der öffentlichen Haushalte und recht- 
licher Rahmensetzung auf die Beschäftigung 

6. Rolle des Mittelstandes 

7. ökologische Aspekte der Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktentwicklimg 

8. Arbeitsmarktwirkimg des Wandels zur Dienst- 
leistungsgesellschaft 


IL 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 

1. Möglichkeiten und Grenzen staaüicher Arbeits- 
marktpolitik in einer sozialen Marktwirtschaft 

2. Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik 

3. Prioritäten bei der Mittelverwendimg durch die 
Bundesanstalt für Arbeit 

4. Neue Instrumente der Beschäftigungsförderung 

5. Regionale Ausrichtimg aktiver Arbeitsmarktpo- 
litik 

6. Rahmenbedingimgen der Qualifizierung 

7. Förderung der Frauenerwerbsbeteüigimg 


8. Konzentration auf arbeitsmarktpolitische Ziel- 
gruppen 

An der Anhörung nahmen folgende Sachverstän- 
dige imd Verbände teil: 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

Industriegewerkschaft Chemie, Papier, Keramik 

Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr 

Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 

Deutscher Industrie- und Handelstag 

Bundesvereiiugung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände 

Zentralverband des Deutschen Handwerks 
Bundesverband Mittelständische Wirtschaft 
Bundesanstalt für Arbeit 

Bundesverband der Arbeitsförderungsgesellschaf- 
ten 

Bundesverband Personalvermittlung 

Arbeitslosenverband Deutschlands 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

Regionale Personalentwicklungsgesellschaft Bie- 
lefeld 

Deutscher Städtetag 

Bundesarbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Frauenbeauftragten 

Evangelische Kirche Deutschlands 

Kommissariat der deutschen Bischöfe 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit 

Institut der deutschen Wirtschaft 

Institut für Weltwirtschaft Kiel 

Institut für Wirtschaftsforschung Halle 

Prof. Dr. von Weizsäcker 

Dr. Ronald Schetkat, Wissenschaftszentrum Berlin. 

Zusätzlich hat der Bürgermeister der Verbands- 
gemeinde Pirmasens-Land eine schriftliche Stel- 
lungnahme gegenüber dem Ausschuß abgegeben 
(Ausschußdrucksache 64). 

Wegen der Ergebnisse der schriftlichen Stellung- 
nahmen wird auf die Ausschußdrucksachen 87, 
88, 90, 91, 92, 93, 96 verwiesen. 

Die mündliche Befragung der Sachverständigen 
ergab folgendes Bild: 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hielt es für sehr 
fraglich, ob sich die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit Deutschlands verschlechtert hätte. Die 
deutschen Exporte seien im Jahre 1994 real um 
7,2 V. H. gestiegen. Im Jahre 1995 erwarteten die 
Institute trotz des Aufwertungseffekts der Deut- 
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sehen Mark um imgefähr 5 bis 10 v. H. einen Ex- 
portanstieg von real 8,5 v. H. Um Arbeitskosten zu 
senken, müßten zimächst die hohen Kosten der 
Arbeitslosigkeit durch eine aktive Beschäftigungs- 
politik gesenkt werden. Gleichzeitig könne man 
auch die hohen Kosten senken, die durch Umwelt- 
schäden entstünden. Der Markt der Umweltgüter 
werde nach Schätzungen auf 1 Billion DM steigen. 
Deutschland habe bereits jetzt einen Anteil von 
21 V. H. am Weltmarkt. 

Alle Prognosen stimmten überein, daß die Zahl 
der Arbeitslosen im Jahre 2000 noch bei 2,7 bis 
3 Mio. in Gesamtdeutschland liegen werde, trotz 
Wachstumsraten von über 2 v. H. im Schnitt bis 
zum Jahre 2000 in Westdeutschland und in Ost- 
deutschland von ungefähr 8 bis 10 v. H. jährlich. 
Ohne weitere Arbeitszeitverkürzimgen köime es 
daher keine Vollbeschäftigung imd auch keinen 
wesentlichen Abbau der Arbeitslosigkeit geben. 
Entscheidend für die Beurteüung der Kostenbela- 
stimg der Wirtschaft seien nicht die sogenannten 
Lohnnebenkosten, sondern der Vergleich zwi- 
schen den Lohnstückkosten imd den Stückgewin- 
nen. Hier ergebe sich, daß die Lohnstückkosten 
deutlich geringer gestiegen seien als die Stückge- 
winne. Der DGB habe deshalb einen Indikator ent- 
wickelt, der seiner Auffassimg nach einen höheren 
Aussagewert habe, nämlich die Nettokapitalren- 
dite. Die Nettorentabilität sei heute nach Abzug 
der angeblich zu hohen Löhne imd nach Abzug 
der angeblich zu hohen Untemehmensteuerbela- 
stimgen so hoch wie in Vollbeschäftigungszeiten. 
Es gebe auch keine Erkenntnisse, daß die Regula- 
tionsdichte des deutschen Arbeits- und Sozial- 
rechts ein wesentliches Beschäftigimgshemmnis 
wäre. Im Gegenteil beobachte man seit Jahren ei- 
nen Abbau von arbeits- imd sozialrechtlichen Be- 
stimmungen, ohne daß sich an der konkreten Si- 
tuation etwas geändert habe. Vielmehr habe die 
Zahl der befristeten Arbeitsverträge ebenso zuge- 
nommen wie die Zahl der Überstunden. In diesem 
Zusammenhang habe die Bundesrepublik 
Deutschland selbst internationales Arbeitsrecht zu 
einem Teil nicht anerkannt. Beispielsweise habe 
sie das Übereinkommen der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über Arbeitnehmer mit Fami- 
lienpflichten nicht ratifiziert. Eine Förderung fi- 
nanzieller Art von Unternehmen zur Verstärkung 
von Einstellungen Arbeitsloser sei dann zu begrü- 
ßen, weim damit ein positiver arbeitsmarktpoliti- 
scher Effekt erzielt werde. Ein solcher fehle, weim 
es öffentliche Zuschüsse auch für befristete Ar- 
beitsverhältnisse gebe. 

Die Finanzierung der Bundesanstalt für Arbeit för- 
dere die Prozyklik. Deshalb sei es dringend erfor- 
derlich, zu einer anderen Lastenverteilimg zu 
kommen. Insofern trete der DGB für einen regel- 
gebimdenen Zuschuß ein. Dieser könne stufen- 
weise angehoben werden imd an die Realentwick- 
lung anknüpfen. Zum Beispiel könne das Niveau 
von 1993 festgeschrieben werden. In dem Umfang, 
wie der regelgebundene Zuschuß erhöht werde, 
könne der Beitragssatz gesenkt werden. Dies sei 
für Arbeitnehmer mit einem Niedrigeinkommen 


imd mittelständische Betriebe von großem Vorteil. 
Jedenfalls dürfe eine Finanzreform der Bundesan- 
stalt für Arbeit nicht die bewährten Strukturen zer- 
schlagen. 

Den Begriff des Zweiten Arbeitsmarktes hielt der 
DGB für problematisch. Er ziehe die Formulierung 
„Öffentlich geförderter Beschäftigungssektor" vor. 
Bei der Förderung müsse stärker auf die individu- 
elle Problemsituation der Betroffenen Rücksicht 
genommen werden. Zentrale Aufgabe sei, durch 
gesellschaftlichen Konsens vor Ort dafür zu sor- 
gen, daß es sich bei allen öffentlich geförderten 
Maßnahmen um zusätzliche Maßnahmen handele. 
Es müsse verhindert werden, daß der öffentlich 
geförderte Beschäftigungssektor als „Lohndrük- 
ker" mißbraucht werde. Im übrigen sei das Kon- 
troUinstrumentarium der regionalen Wirtschafts- 
fördenmg in bezug auf arbeitsmarktpolitische Ef- 
fekte völlig unzureichend. Die hohe Zahl an imge- 
lemten Arbeitnehmerinnen imd Arbeitnehmern 
habe eine imterschiedliche Zahl von Ursachen. Im 
Westen werde zwischenzeitlich jeder fünfte Ju- 
gendliche unmittelbar nach erfolgreichem Lehrab- 
schluß arbeitslos, im Osten jeder dritte. Bekannt 
sei, wie schnell Qualifikationen entwertet würden, 
weim sie nicht unmittelbar nach ihrem Abschluß 
auch praktisch angewandt würden. 

Im Bereich Fortbildung und Umschulimg gebe es 
gute Ergebnisse. Nach einem halben Jahr nach 
Abschluß der Maßnahme habe weit über die 
Hälfte aller Absolventen eine sozialversichenmgs- 
pflichtige Beschäftigung. Allerdings gebe es für 
die Arbeitsämter das Problem, daß die Betriebe in 
der Regel keine ausreichende Personalplanung 
hätten. Daher könnten die Arbeitsämter auch 
schlecht auf Arbeitsplätze qualifizieren, die mittel- 
fristig benötigt würden. Der Gesetzgeber müsse 
sich auch der Frage annehmen, wie es dazu 
komme, daß die betrieblichen Weiterbildimgsmaß- 
nahmen, die von den Betrieben getragen würden, 
so gut wie nie an Un- imd Angelernte gerichtet 
würden. Kontraproduktiv sei es gewesen, daß 
1994 der Rechtsanspruch für Un- und Angelernte 
außer Kraft gesetzt worden sei, sich weiterbilden 
zu können. Falsch sei auch, das Unterhaltsgeld auf 
Arbeitslosenunterstützung abzusenken. Gerade 
für viele Ungelernte sei das Lernen eine enorme 
Kraftanstrengung. Für sie stelle sich dann die Fra- 
ge, warum es „keinen Pfennig mehr dafür gebe, 
wenn sie etwas täten, als weim sie nur zu Hause 
blieben". 

Es gebe einen Konsens zwischen Arbeitgebern 
und Gewerkschaften, daß in starkem Maße La- 
sten, für die die Versichertengemeinschaft nicht 
zuständig sei, dieser aufgebürdet würden. Es sei 
nicht zu rechtfertigen, daß nach wie vor weit über 
die Hälfte des notwendigen Finanztransfers in den 
Osten von den kleinen und mittleren Beitrags- 
zahlem aufgebracht werden müsse. 

Die Industriegewerkschaft Chemie, Papier, Kera- 
mik wies darauf hin, daß es eine Vielzahl von Ta- 
rifverträgen gebe, in denen alle Möglichkeiten zur 
Flexibilisienmg enthalten seien. Die Gewerk- 
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schäften hätten dies in den Betrieben untersuchen 
lassen wollen; das sei von der Arbeitgeberseite ab- 
gelehnt worden. Es gebe jetzt eine Vereinbarung, 
in der die Arbeitgeberseite zugesagt habe, mehr 
Auszubildende einzustellen. Angesichts der guten 
wirtschaftiichen Situation der chemischen Indu- 
strie müsse aber mehr Druck auf die Industrie aus- 
geübt werden, damit sie sowohl bei der Ausbil- 
dimg als auch in der Übernahme von Beschäftig- 
ten mehr tue. Im übrigen müsse die Tarifautono- 
mie erhalten bleiben. Das bedeute, daß sich die 
Tarifautonomie weiterhin auf die Fläche und nicht 
auf einzelne betriebhche Regelungen beziehe. 
Alle Gewerkschaften hätten eine Vielzahl von Öff- 
nungsklauseln aufgenommen und sehr stark die 
Betriebsparteien in die Verantwortimg genom- 
men. Die IG Chemie sei auch die erste gewesen, 
die einen Tarifvertrag über Teilzeit gemacht habe. 
Damals habe es in der chemischen Industrie 4 v. H. 
Teilzeitbeschäftigte gegeben. Heute habe sich 
diese Zahl nicht geändert. Sie sehe daher insbe- 
sondere ein Umsetzungsproblem in den Betrieben. 
Die IG Chemie werde Arbeitszeitverkürzung, Le- 
bensarbeitszeitfrage, Teilzeitarbeit und Teilrenten- 
frage weiterhin verfolgen. Dazu bedürfe es aber 
auch des Gesetzgebers. Zum Beispiel müßten bei 
den Tariffonds zunächst die gesetzlichen Gnmdla- 
gen geschaffen werden, bevor die Tarifparteien 
darüber beraten köimten. Für eine Arbeitszeitver- 
kürzung gebe es als praktisches Beispiel die fünfte 
Schicht. Diese würde die Gewerkschaft gerne in 
der chemischen Industrie, die auch rund um die 
Uhr arbeite, einführen. Durch die fünfte Schicht 
müßten eindeutig mehr Menschen beschäftigt 
werden. Das zweite Erfordernis sei, daß Überstun- 
den durch Freizeit ausgeglichen werden müßten. 

Die Gewerkschaft Öffentiiche Dienste, Transport 
imd Verkehr unterstrich, daß sie bereits im ver- 
gangenen Jahr bei der Debatte zum Beschäf- 
tigungsfördenmgsgesetz die Initiative der Frak- 
tion der SPD begrüßt habe, mit ihren Vorstellun- 
gen zu einem Arbeits- und Strukturförderungsge- 
setz auf andere Strukturen bei der Beschäfti- 
gungsfördenmg der Arbeitsmarktpohtik zu setzen. 
Es sei insgesamt ein erheblicher Umdenkungspro- 
zeß nötig. Im öffentlichen Dienst sei es schwierig 
zu vermitteln, daß es nach wie vor das Prinzip der 
vollen Hingabe an den Dienst und an das Amt ge- 
ben köime, weim man dies in Teilzeitarbeit tue. 
Mit der Reform der öffentlichen Verwaltung und 
der Reform vieler anderer Dienste müsse ein ande- 
res Selbstverständnis dessen einhergehen, was 
man an QuaÜtätsanforderungen erfüllen könne, 
wie man sie erfüllen könne und daß man Quali- 
tätsleistimgen auch durch Teilzeitbeschäftigimg 
erbringen köime. Im übrigen sei es schwierig, die 
Forderung zu erheben, zusätzliche gesellschaftlich 
wichtige Aufgaben mit öffentlichen Mitteln zu för- 
dern. Die Arbeitgeber und auch die Bundesregie- 
rung schätzten schon jetzt den Personalanteil des 
öffentlichen Dienstes kostenmäßig als viel zu hoch 
ein. 

Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft unter- 
strich die Notwendigkeit, eine vermögenswirksa- 


me Tarifpolitik in Gang zu setzen. Dabei spiele die 
Technik der Durchführung nur in zweiter Linie 
eine Rolle. Zu Begiim der Tarifnmden sei jeweils 
auch Interesse auf der Arbeitgeberseite zu verspü- 
ren. In jedem konkreten Einzelfall sei es aber 
daim, wenn es zu einem Abschluß komme, den Ar- 
beitgebern doch heber, daß nur der Gehaltstarif er- 
höht werde. Die Deregulienmgsmaßnahmen der 
Bundesregierung bewertete die DAG überwie- 
gend negativ. Sie müßten daran gemessen wer- 
den, was diejenigen, die sie vorgeschlagen und 
durchgesetzt hätten, versprochen hätten. Ange- 
fangen habe die Deregulierung im Arbeitsförde- 
nmgsgesetz mit der Lehrstellenvermittlung. Ver- 
sprochen worden sei, daß dadurch einige zehntau- 
send Lehrstellen mehr vermittelt werden könnten. 
Im Ergebnis sei es noch nicht einmal eine dreistel- 
hge Zahl gewesen. Ähnliches gelte für die private 
Arbeitsvermittlung insgesamt, die überwiegend 
von bestehenden Arbeitsverhältnissen in neue Ar- 
beitsverhältnisse hineinvermittele. Auch beim Ar- 
beitszeitgesetz seien wesentliche Fortschritte nicht 
festzustellen. Es bleibe bei einer Arbeitszeit von 
regelmäßig 48 Stunden, die in keinem Tarifvertrag 
mehr zu finden sei. Wer Teilzeitarbeit fördere und 
dann von einer 48-Stunden-Woche als Normalar- 
beitsverhältnis ausgehe, der müsse sich den Vor- 
wurf der Widersprüchlichkeit gefallen lassen. 
Auch das Beschäftigungsförderungsgesetz habe 
nicht - wie versprochen - zu Hunderttausenden 
von Neueinstellungen geführt. Insbesondere habe 
sich gezeigt, daß es überwiegend genutzt werde, 
um bei befristeten Arbeitsverträgen die Probezeit 
zu verlängern, nicht aber zusätzliche Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge- 
berverbände bezeichnete die zurückgehende Aus- 
bildungsbereitschaft der Industrie als Folge des 
Strukturwandels. Sie äußerte die Hoffnung, daß 
auch in bezug auf die Ausbildung die rezessive 
Phase bald wieder verlassen werde. Sie erinnerte 
an die Zusage der Wirtschaftsverbände beim Bun- 
deskanzleramt am 15. März 1995, mit einer ge- 
meinsamen Kraftanstrengung aller beteiligten ge- 
sellschaftlichen Gruppen dafür zu sorgen, daß 
man aus dem Ausbildungstal wieder heraus - 
komme. Im übrigen gebe es noch keine abschlie- 
ßende Bewertung der Frage, ob die tariflich ver- 
einbarten Flexibilisierungspotentiale ausreichend 
genutzt würden. Es sei in der Tat wenig sinnvoll, 
Flexibilitätsspielräume zu vereinbaren, die fak- 
tisch nicht genutzt würden. 

Die Einschätzungen der OECD und der Europäi- 
schen Gemeinschaften gingen für die Jahre 1983 
bis 1990 dahin, daß die globale Arbeitszeitverkür- 
zung beschäftigungspolitisch zu wenig erbracht 
habe. Die Arbeitskosten seien natürlich ein Stand- 
ortfaktor, Allerdings gehörten nicht nur die Löhne 
zu diesem Thema. Es gebe ein ganzes Geflecht 
von gesetzlichen und betrieblichen Arbeitskosten, 
die sehr hoch seien. Den jüngsten Einschätzungen 
des Frühjahrsgutachtens sei zu entnehmen, daß 
auch die Lohnstückkosten weiter stiegen. Das pro- 
gnostizierte Wachstum in der Größenordnung von 
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3 V. H. für Gesamtdeutschland werde vermutlich 
nur durch die gute Auslandskonjunktur getragen 
und gleichzeitig durch die Tarif runde 1995 wieder 
gefährdet. 

Natürlich seien auch die Währungsparitäten eine 
erhebliche Belastung für den deutschen Wirt- 
schaftsstandort. Diese seien nur in gewissem Maße 
steuerbar. Was steuerbar sei, sei die Tarifpolitik. 
Die entscheidende Frage für die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit sei, wie man dafür sorgen könne, 
daß die Konkurrenzfähigkeit der Arbeitslosen ge- 
genüber den Arbeitsplatzbesitzem erhöht werde. 

Die Bundesvereinigung sei wie der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund der Meinung, daß die Bundesan- 
stalt für Arbeit über die Beiträge zur Arbeitslosen- 
versicherung in hohem Maße gesellschaftlich Er- 
forderliches finanziere. Deshalb habe sie vorge- 
schlagen, arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in 
die Steuerfinanzierung zu überführen. Da dies 
nicht auf einmal gehe, schlage sie vor, das stufen- 
weise zu machen. 

So finanzierte arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
müßten keine andere Qualität haben als die bishe- 
rigen. Die Frage des regelgebundenen Zuschusses 
sei schon die Operationsebene. Wie die Vernet- 
zung von Staat und Bundesanstalt konkret ausse- 
hen werde, sei eine Frage, die gründlich überlegt 
und diskutiert werden müsse. Auch die Bundes- 
vereinigung sei der Auffassung, daß staatliche Fi- 
nanzienmg und Beitragsfinanzierung in einem ge- 
wissen sinnvollen Zusammenhang stehen müsse. 

Ein Wettbewerbshindemis auf dem internationa- 
len Markt sei die globale Arbeitszeitverkürzung. 
Man brauche nur die 2 000 Arbeitsstunden in Ja- 
pan mit den 1 600 in Deutschland zu vergleichen. 
Zu begrüßen seien Versuche, die Eintrittsschwelle 
in Arbeit beispielsweise über das START-Konzept 
zu senken, also die Kombination von Vermittlung 
mit Hilfe des vorgeschaltenen Verleihs von Ar- 
beitskräften. Interessant sei es auch, die Probebe- 
schäftigung auszuweiten. Der Bund katholischer 
Unternehmer habe kürzlich das Modell eines För- 
derarbeitsvertrages der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Ganz generell sei mehr Deregulierung am Arbeits- 
markt nötig. 

Die Bundesvereinigung spreche sich nicht für eine 
stärkere Frühpensionienmg aus. Unter dem Stich- 
wort „Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhe- 
stand" sei ein AFG -Änderungsvorschlag zu ver- 
stehen, der darauf abziele, daß man Arbeitslosig- 
keit durch eine Beschäftigung im Betrieb ersetzen 
könne. Älteren Arbeitnehmern solle eine Option 
angeboten werden, teilzeitig aus dem Erwerbspro- 
zeß auszusteigen. Dazu müsse man aber im Ar- 
beitsförderungsgesetz die Regelungsmechanik 
wieder auf den Stand von vor 1988 zurückführen. 
Bei weiter greif enden Konzepten sei es auch nötig, 
einen neuen Rentenzugang zu schaffen. Wenn 
man mehr für die Teilzeitbeschäftigten im Alter 
tue, finanzierten die Unternehmen den größten 
Teü dieser Maßnahme und entlasteten so die So- 
zialkassen. 


Unter dem Stichwort „Lohnabstandsgebot" im so- 
genannten Zweiten Arbeitsmarkt gehe es darum, 
die Mobilität der Arbeitnehmer zu erhalten, die 
strapazierten Sozialkassen und im Gnmde auch 
den Ersten Arbeitsmarkt zu entlasten. Die Bundes- 
vereinigung könne sich einen Ansatz interessant 
vorstellen, nach dem die Bundesanstalt für Arbeit 
den Betrieben für eine gewisse Zeit bei Weiterzah- 
lung des Arbeitslosengeldes Arbeitslose zur Verfü- 
gung stelle. 

Hinsichtlich der Teilzeitarbeit sei das notwendige 
Umdenken noch nicht erfolgt. Es gehe hier insbe- 
sondere um ein Umdenken bei der unternehmeri- 
schen Personalpolitik. In gewissen Grenzen sei es 
vernünftig, den Wechsel von VoU- in Teilzeitbe- 
schäftigung zu erleichtern, indem man soziale Be- 
sitzstände weiterführe. Aber insgesamt sei die Fra- 
ge der Arbeitsteilung keine Frage des Geldes, son- 
dern letztlich eine Frage von Machbarkeit, von 
Qualifikation am richtigen Platze und von einem 
richtigen Zeitmanagement. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag wies dar- 
auf hin, daß er ein Potential an Ausweitung der 
Teilzeitarbeit in der gewerblichen Wirtschaft sehe. 
Er verweise dazu auf eine Untersuchung der Indu- 
strie- und Handelskammer Koblenz, die nachge- 
wiesen habe, daß dort 40 v. H. der mittelständi- 
schen Unternehmen bereit seien, Teüzeitpotential 
nutzbar zu machen. Dabei woUe man Teilzeit so- 
wohl am Vormittag als auch am Nachmittag im 
Unternehmen anbieten. Offenbar bestehe bei den 
Nachfragern aber nur Interesse am Vormittag. Ent- 
scheidend für einen Abbau der Überstunden sei 
die Flexibilität. Wenn die Auftragslage gut sei, 
könne man mehr produzieren, um Lieferverpflich- 
tungen auch einhalten zu können. Man stoße dann 
nicht an Grenzen, die beim Überschreiten als 
Überstunden mit enormen zusätzlichen Kosten 
verbunden seien. In Einzelabschlüssen, beispiels- 
weise bei VW, sei gerade dieser Punkt getroffen 
worden. Ein „altes Denken" in den Unternehmen 
könne er nicht feststeUen. Gerade die jüngste Re- 
zession habe sehr viel Aktivitäten und Umstruktu- 
rierungsfähigkeit aus gelöst. 

Im internationalen Vergleich spiele das Thema der 
Arbeitskosten, also der Löhne und der Zusatzko- 
sten, eine wichtige RoUe. Bei den Motiven für die 
Standortverlagerung von Unternehmen ins Aus- 
land seien die Arbeitskosten nicht allein genannt 
worden. Das Argument der Lohnkosten sei aller- 
dings stärker geworden. Der Gnmd dafür sei of- 
fensichtlich. Mit der Öffnung des Ostens habe sich 
eine ganze Zone von Niedriglohnregionen erge- 
ben. Positive Elemente des Standorts Deutschland 
seien die hohe Qualifikation der Arbeitskräfte, der 
soziale Frieden, die verläßhche Administration 
und vieles andere mehr. Dies sei aber allein nicht 
ausschlaggebend, da andere Standorte im Laufe 
der Zeit ebenfalls attraktiver geworden seien. 
Selbst deutsche Produkte bestünden zu einem 
Großteil aus im Ausland gefertigten Teilen. 

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks 
ging von dem Grundsatz aus, daß im Rahmen von 
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subventionierten Beschäftigungsverhältnissen kei- 
ne handwerklichen Arbeiten aus geführt werden 
sollten. Ausnahmen seien möglich. Diese müßten 
aber eng gehalten werden, da der Bereich der sub- 
ventionierten Beschäftigimg den regulären Ersten 
Arbeitsmarkt berühre. Dies liege allein schon dar- 
an, daß der Erste Markt den Zweiten Arbeitsmarkt 
finanzieren müsse. In den neuen Bundesländern 
sei die Zahl der Beschäftigten im Handwerk von 
400 000 in 1989 auf 1,1 Mio. gestiegen. Deshalb 
sehe man keinen Grund, einen auch im beschäf- 
tigungspolitischen Zusammenhang gefestigten 
Wirtschaftsbereich mit subventionierter Beschäfti- 
gimg zu belasten. Die in einem Antrag ausgespro- 
chene Ausweitung der subventionierten Beschäfti- 
gung auf 1 Mio. halte der Zentralverband für uner- 
träglich. Das inzwischen in Kraft getretene Ar- 
beitszeitgesetz habe die Möglichkeiten für Tarif- 
vertragsparteien wie auch für Betriebe verbessert, 
Arbeitszeitflexibilisierungsmöglichkeiten auszu- 
gestalten. Im Handwerk müsse der Arbeitszeitkor- 
ridor größer sein als derjenige in der chemischen 
Industrie, der dort 35 bis 40 Stunden betrage. Daß 
ein Teil der Flexibilisierungsmöglichkeiten, die die 
Tarifvertragsparteien vereinbart hätten, nicht in 
Anspruch genommen werde, hänge auch damit 
zusammen, daß diese Möglichkeiten konditioniert 
seien. Bestimmte Regelarbeitszeitverlängenmgen 
müßten in einem mathematisch zu berechnenden 
Zeitausgleich wieder henmtergefahren werden 
oder dürften nur einen bestimmten Anteil der Be- 
legschaft betreffen. Diese Regulierung köime 
möglicherweise das Problem sein. Von einer wirk- 
lich guten, betrieblich leicht praktizierbaren Flexi- 
bilisierung sei man noch weit entfernt. 

Der Bimdesverband Mittelständische Wirtschaft 
vertrat die Auffassimg, daß die Länder das Pro- 
blem der schulischen Bildung nicht richtig sähen. 
Die Lehrer an den Grund- und Hauptschulen seien 
im wesentlichen Frauen. Sie machten dies oft als 
Nebenberuf und seien im Hauptberuf Hausfrau. 
Der Beruf des Lehrers müsse aufgewertet und der 
Lehrer wie ein Manager bezahlt werden. Der mit- 
telständische Betrieb könne das Risiko nicht tra- 
gen, einen teureren älteren Angestellten - der 
Langzeitarbeitslose sei in der Regel älter als junge 
Leute aus der Ausbildung - zu beschäftigen, wenn 
er für gleiches oder weniger Geld einen jungen, 
dynamischen, aufwärtsstrebenden Menschen ein- 
stellen könne. Einer Ausbildungsumlage könne 
nicht zugestimmt werden. Wenn ein kleiner Be- 
trieb nicht imstande sei, selbst auszubilden, dürfe 
er nicht zusätzlich dafür bestraft werden, daß er 
das nicht machen könne. Mit Geld könne map das 
Problem ohnehin nicht lösen. Auch durch eine 
Umverteilung der Arbeit würden keine neuen Ar- 
beitsplätze geschaffen. Es müsse einen erleichter- 
ten Zugang, aber auch einen erleichterten Abgang 
von Arbeitsplätzen geben. Arbeitszeitverkürzung 
bringe aus Sicht der kleinen imd mittleren Unter- 
nehmen überhaupt nichts, weil aufgrund der redu- 
zierten Stunden nicht unbedingt ein neuer Mitar- 
beiter eingestellt werden könne. Wenn man den 
Wettbewerbsstandort fördern wolle, dann müsse 
man gerade die kleinen und mittleren Unterneh- 


men von stark knebelnden Verträgen und Geset- 
zen freistellen. Ein solches wesentliches Gesetz sei 
der Kündigimgsschutz. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hielt es für wün- 
schenswert, daß die vielen Instrumente bei der Re- 
form des Arbeitsförderungsgesetzes auf ein Instru- 
ment zusammengeschmolzen werden könnten, 
um der Arbeitsverwaltung vor Ort die Entschei- 
dungsmöglichkeit zu geben, wie sie dann dieses 
Instrument einsetze. Im übrigen sei die Bimdesan- 
stalt bereits dezentralisiert worden. Ab 1. Januar 
1994 werde das Budget der Bundesanstalt für Ar- 
beit über den Arbeitsmarktindikator auf die Lan- 
desarbeitsämter verteilt. Diese gäben es in ihrem 
Landesarbeitsamtsbereich an die Arbeitsämter. 
Sie behielten sich vor, Mitte des Jahres einen Ab- 
gleich zwischen den Arbeitsämtern vorzunehmen. 
Darüber hinaus werde nicht nur das Budget für 
das jeweilige Haushaltsjahr weitergegeben, son- 
dern auch die Verpflichtungsermächtigimg für die 
nächsten beiden Jahre. Damit könne eine Förder- 
maßnahme über einen Dreijahreszeitraum finan- 
ziert werden. Man habe sich auch mit dem Bun- 
desminister der Finanzen auf eine andere Inter- 
pretation des haushaltsrechtlichen Begriffs der ge- 
genseitigen Deckungsfähigkeit geeinigt. Man 
müsse nicht warten, bis der jeweils andere Titel er- 
schöpft sei. Es werde allerdings immer schwieri- 
ger, Kofinanziers für Maßnahmen zu finden, die 
nicht zu 100 v. H, gefördert würden. 

Wichtig sei es, daß das bisherige „Stop-and-go" 
durch eine Verstetigung der Instrumente abgelöst 
werde. Wünschenswert sei, daß die Arbeitsämter 
die Fördermittel insgesamt als Budget bekommen 
könnten. Es könne nicht sein, daß eine von Bezu- 
schussung von 80 V. H. für alle gelte. In Einzelfäl- 
len könnten 90 v. H. erforderlich sein, in anderen 
50 V. H. Sogenannte „ABM-Karrieren", wie die 
CDU sie erwähnt habe, gebe es nicht. Es gehe dar- 
um, jemanden, der seinen Arbeitsplatz mit 57 Jah- 
ren verloren habe, noch einmal drei Jahre in einer 
Maßnahme wirken zu lassen. Eine Zusatzqualifi- 
zierung würde ihm wenig bringen. Ein Großteil 
der Arbeitslosen im fortgeschrittenen Alter habe 
durchschnittlich eine Arbeitsbiographie von 27 Jah- 
ren. 

Arbeitsämter, die Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men forcierten, führten mit der Handwerkskam- 
mer oder mit der Industrie- und Handelskammer 
ein Gespräch und ließen sich von dort attestieren, 
daß dadurch der Erste Arbeitsmarkt nicht gestört 
werde. 

Die Zahl der gemeldeten betrieblichen Ausbil- 
dimgsstellen in den alten Bundesländern nehme 
spürbar ab. Gleichzeitig nehme die Zahl der Nach- 
fragen zu. In den alten Bundesländern gebe es 
eine Abnahme von 12 v. H. im Angebot und eine 
Zunahme von 5 v. H. bei der Nachfrage. In den 
neuen Bundesländern gebe es eine Abnahme um 
1 V. H. und eine Zunahme der Bewerbungen um 
12 V. H. In den neuen Bundesländern habe die 
Bundesanstalt für Arbeit im März 7 000 Betriebe 
besucht, die noch nicht ausbildeten, aber ausbil- 
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dungsberechtigt seien, und dabei 2 600 betriebli- 
che Ausbildungsstellen ermittelt. In den alten 
Bimdesländem haben 31 Arbeitsamtsbezirke in 
der Hälfte des Berufsberatungsjahres keinen Aus- 
gleich zwischen gemeldeten Stellen und Bewer- 
bern, Im Jahr davor seien es 20 Arbeitsämter ge- 
wesen. Das Ziel einer ausreichenden Bedarfsdek- 
kung könne nur erreicht werden, wenn Betriebe 
gewült seien, auch über den eigenen Bedarf hin- 
aus auszubilden. Dies könne man nicht dadurch 
fördern, daß man diejenigen, die dies täten, am 
Ende einer Ausbildimg dafür beschimpfe, daß sie 
die Aus gebildeten nicht übernähmen. 

In der Arbeitslosenstatistik sei die Verweüdauer 
von ausgebildeten jungen Leuten sehr kurz. Im in- 
ternationalen Vergleich habe die Bundesrepublik 
Deutschland eine Jugendarbeitslosigkeit von 
5 V. H., Spanien eine von 30 v. H. und Italien von 
25 V. H. Der übergroße Teil von Teilnehmern an 
Fortbildimg und Umschulimg sei nach einer ge- 
wissen Zeit nicht mehr in der Arbeitslosigkeit. In 
den neuen Bundesländern habe die Bimdesanstalt 
für Arbeit beispielsweise vom 1. Januar 1992 bis 
März 1995 140 000 Frauen und Männer für Baube- 
rufe qualifiziert. In der alten Bundesrepublik seien 
im gastronomischen Bereich jährlich 1 800 Frauen 
und Männer zu Köchinnen/Köchen und 3 400 
Menschen zu KeUnerinnen/KeUnem qualifiziert 
worden, auch über Berufsbildungswerke und Be- 
rufsförderungswerke. 

Es sei zu bedauern, daß es den Pflegeberuf noch 
nicht gebe. Aber da es ein Pflegegesetz gebe, ha- 
be die Arbeitsverwaltung in den letzten beiden 
Jahren jährlich 25 000 Frauen imd Männer in die 
Ausbildimg Altenpflege hineingenommen. Zur 
Zeit seien 10 200 Arbeitnehmer über 50 Jahre in 
den alten Bundesländern in Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen beschäftigt. Im Jahr zuvor seien es 
9 400 gewesen. Hierauf würden also verstärkte 
Anstrengimgen verwandt. 

Die Bimdesanstalt gehe davon aus, daß im ambu- 
lanten Pflegebereich, nicht im stationären Pflege- 
bereich, ein Beschäftigungspotential von 300 000 
Beschäftigten durch die Pflegeversicherung beste- 
he. Dies müßten nicht immer Beschäftigrmgen 
sein, die die volle Arbeitszeit ausschöpften. Es sei 
auch die Entwicklung zu beobachten, daß immer 
mehr Frauen versuchten, in der Famüienphase ih- 
re Erwerbstätigkeit nicht zu unterbrechen. Dies 
müsse auch organisatorisch aufgefangen werden 
können. Dabei gehe es nicht um nichtsozialversi- 
chenmgspflichtige Beschäftigimgen. Der Gesetz- 
geber müsse für die Überfühnmg solcher nicht- 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsver- 
hältnisse in geschützte Arbeitsverhältnisse einen 
Steueranreiz geben, der über die bisherigen Steu- 
eranreize hinausgehe. Wenn nur 5 v. H. derjenigen 
in einer Partnerschaft oder Ehe, die beide arbeite- 
ten und deren Einkommen bei monatlich 5 000 
oder 6 000 DM netto hege, eine solche Beschäfti- 
gung anbieten und dadurch ihre Steuerlast min- 
dern könnten, würden etwa 750 000 neue Beschäf- 
tigrmgen entstehen. Diese Zahlen beruhten aller- 


dings auf Untersuchungen von Prof. Pfälz, lücht 
auf eigenen Erkeimtnissen der Bimdesanstalt. 

Ein Problem bei der Teüzeit sei, daß dieser Begriff 
negativ besetzt sei. Bundesregierung und Bundes- 
anstalt für Arbeit versuchten zur Zeit deshalb, da- 
für zu werben, den Begriff der Mobilzeit einzufüh- 
ren. Die Bundesanstalt unterstütze, daß eine Rück- 
kehroption offengehalten werden müsse, sobald 
die betriebüche Organisation es hergebe. 

Aus der Sicht eines Arbeitsamtes wurde beklagt, 
daß die vielen Programme zum Teil so unüber- 
sichüich seien, daß man kaum durch das „Ge- 
strüpp" durchkomme. Die Bindung an die Vorga- 
ben durch den Haushalt sei die eigenüiche Ursa- 
che für Wellenbewegungen und ein Auf imd Ab. 
Hier müsse es eine Verstetigung geben. 

Der Deutsche Städtetag bezeichnete es als ein 
dringendes Gebot der Stunde, daß die Kommunen 
von den Lasten, die aus der Arbeitslosigkeit er- 
wüchsen, befreit würden. Jährhch gelangten 
220 000 Sozialhilfeempfänger im wesenthchen 
durch die Kommunen finanziert in Beschäftigung. 
Ende 1993 seien bundesweit 27 000 Sozialhilfe- 
empfänger, die unter dem Stichwort „Arbeit statt 
Sozialhilfe" beschäftigt worden seien, in Maßnah- 
men untergebracht gewesen. Von diesen landeten 
nur 20 v. H. wieder in der Sozialhilfe. Es gebe aller- 
dings keine verläßlichen Statistiken darüber, ob 
die anderen 80 v. H. dann auch wirklich auf Dauer 
im Arbeitsmarkt untergekommen seien. Eine all- 
gemeine Aufstockung von einer Förderung von 
90 V. H. durch die Städte auf 100 v. H. komme 
nicht in Betracht. Etwas anderes sei es, wenn es 
gelänge, mehr Sozialhilfeempfänger in Maßnah- 
meprogramme zu bringen, und zwar Sozialhilfe - 
empfänger, die entweder aus dem System der Ar- 
beitslosenversicherung ausgeschieden seien oder 
den Zugang noch nicht gefunden hätten. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Frauenbeauftragten hielt die Möglichkeiten für 
unzureichend diskutiert, die sich auf die Teübar- 
keit höherwertiger Tätigkeiten bezögen. Teilzeitar- 
beit bedeute überwiegend nichtexistenzsichemde 
Arbeit. Zum Beispiel in den Kommunalverwaltun- 
gen könne keiner Frau mehr empfohlen werden, 
in Teilzeitarbeit zu gehen, weil sie keine Chance 
der Rückkehr in Vollzeit habe. Auf der Grundlage 
der niedrigen Entlohnung von Frauen führe dies 
direkt in die Sozialhilfe. Eine Möglichkeit sei, Pha- 
sen der Teilzeitarbeit über Rentenversicherungs- 
anteile der Vollzeit gleichzustellen. Die Rückkehr- 
option könne es auch qualifizierten Männern mög- 
lich machen, Teilzeit auszuüben. Daß Teilzeit 
überwiegend am Vormittag nachgefragt werde, 
sei angesichts der Kinderbetreuungsmöglichkei- 
ten nicht erstaunlich. Die Förderung von Frauen, 
damit diese eine Erwerbstätigkeit aufnähmen, ma- 
che die Kombination von unterschiedlichen Instru- 
mentarien dringend erforderlich. Darum würden 
die Ansätze, die im Arbeits- und Strukturförde- 
rungsgesetz vorgesehen seien, begrüßt. Bei einer 
Quotierung sei problematisch, daß es nicht auf die 
Quantität, sondern auch auf die Qualität der Maß- 
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nahmen ankomme. Zu begrüßen sei der Ansatz, 
insbesondere Projektförderung zu betreiben. 
Wichtig seien auch regionale Entwicklungskon- 
zepte. 

Die gemeinnützige regionale Personalentwick- 
lungsgesellschaft bedauerte, daß in den Vorlagen 
der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN ein wichtiger Bereich der Arbeitsförde- 
rung nicht zur Sprache gekommen sei, nämlich 
die Sozialhilfeempfängerinnen, die von den Kom- 
munen mitfinanziert würden und in einer Zahl von 
über 700 000 in solchen Maßnahmen stünden. 
Eine Kombination unterschiedlicher Programme 
führe zu einem imgemein hohen Aufwand. Es 
müsse ein Weg gefunden werden, diese Mittel 
ohne große Reibungsverluste den Arbeitslosen zu- 
gute kommen zu lassen. Ein ganz entscheidendes 
Hindernis sei das Haushaltsrecht. Da gehe es z. B. 
um das Jährlichkeitsprinzip oder um die gegensei- 
tige Deckungsfähigkeit. Wichtig sei auch, daß aus 
der Bundesanstalt für Arbeit eine Dienstleistungs- 
organisation werde, Dies könne in den bisherigen 
Strukturen nicht geleistet werden. 

Der Bundesverband Personalvermittlimg berichte- 
te von Erfahrungen, daß in der Zeitarbeit mehr als 
60 V. H. der Beschäftigten aus der Arbeitslosigkeit 
in die Zeitarbeit hineingenommen werden. Davon 
seien etwa 10 v. H. Langzeitarbeitslose. Da ein 
großer Teil der Personalvermittler nach dem Ar- 
beitnehmerüberlassimgsgesetz auch Zeitarbeit 
betreibe, könne man davon ausgehen, daß in der 
Personalvermittlung auch Arbeitslose vermittelt 
würden. 

Der Bundesverband der Arbeitsfördenmgsgesell- 
schaften hielt die Initiative der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für sehr begrü- 
ßenswert. Aktive Arbeitsmarktpolitik z. B. durch 
ABM oder durch Maßnahmen nach § 249 h oder 
§ 242 s AFG seien für arbeitslose Menschen die 
einzige Hoffnung, in den nächsten Jahren wieder 
Arbeit zu bekommen. Für eine regionale Zusam- 
menarbeit der verschiedenen Träger müsse ent- 
schieden werden, welche zusätzlichen Arbeitsfel- 
der für die Beschäftigung von Arbeitslosen in der 
Region akzeptiert würden und ob man sogar eine 
gewisse Konkurrenz zu bestehenden Firmen zu- 
lasse. Träger, die sich nur bemühten, sinnvolle Ar- 
beit zu schaffen, würden durch die Finanznöte fast 
zu Finanzj ongleuren. Arbeitsförderungsgesell- 
schaften dürften nicht in Wettbewerb treten und 
hätten daher keine Einnahmen. Zunündest im Per- 
sonalkostenbereich seien sie deshalb darauf ange- 
wiesen, eine hundertprozentige Förderung zu er- 
wirken. In den neuen Bundesländern seien Träger 
der über 200 000 ABM überwiegend nicht die 
Wohlfahrtsverbände oder Kirchen, sondern ABS- 
Gesellschaften, die aus in Konkurs gegangenen 
Betrieben hervorgegangen seien. Bei ihnen sei die 
Finanzierung der Lohnbuchhaltung, der Finanz- 
buchhaltung und der allgemeinen Verwaltungsko- 
sten total ungesichert. Wenn man aktive Arbeits- 
marktpoHtik und sinnvolle Beschäftigung für Ar- 
beitslose, für Langzeitarbeitslose imd Problem- 


gruppen haben wolle, müsse man dafür sorgen, 
daß die Infrastruktur finanzierbar bleibe. 

Der Arbeitsldsenverband Deutschlands imter- 
strich, daß sich in den neuen Bundesländern Sek- 
toren herausgebildet hätten, die ein neuer Bereich 
des öffentlich geförderten Beschäftigimgssektors 
seien, wie etwa der kommunale Wohnungsbau. 
Abhilfe könnten erstens eine radikale Arbeitszeit- 
verkürzimg, zweitens die Einführung einer sozia- 
len Grundsichenmg imd drittens eine Ökologisie- 
rung der Wirtschaft und eine Umverteilung der Ar- 
beit schaffen. Mögliche Mitnahmeeffekte sehe 
auch der Verband sehr kritisch, ln seinen Zentren 
erschienen immer wieder Menschen, die entlassen 
würden, weil gerade in den unteren Beschäfti- 
gungsgruppen Langzeitarbeitslose mit Lohnko- 
stenzuschüssen eingestellt würden. Gewinner sei- 
en die Unternehmen. Werm man dies geschickt 
mache, brauche man nur Praktikanten, Beschäf- 
tigte aus Fortbildung und Umschulung und solche 
mit Lohnkostenzuschüssen und könne damit eine 
beachtliche Prozentzahl seiner Belegschaft abbau- 
en. Nach Schätzimgen des Verbandes fehlten auf 
dem Ersten Arbeitsmarkt 9,4 Mio. Arbeitsplätze. 
Bei der Bimdesanstalt für Arbeit seien nur 300 000 
bis 350 000 freie Arbeitsstellen gemeldet. Von den 
privaten Arbeitsvermittlem sei nichts hinzuge- 
kommen. Private Arbeitsvermittlung funktioniere 
nur mittels der Krücke, Zeitarbeit zu vermitteln. 

Die Evangelische Kirche in Deutschland berichtete 
von positiven Erfahrungen im Pflegebereich und 
in den Pflegediensten. Durch zusätzliche Ausbil- 
dimg, Weiterbildung imd andere Möglichkeiten 
sei es gelungen, Frauen und Männer aus der Ar- 
beitslosigkeit, zum Teil auch der Langzeitarbeits- 
losigkeit, neu zu qualifizieren. Sie wies darauf hin, 
daß Erwerbsarbeit nur ein Element von Arbeit im 
sozialethischen Sinne sei. Es komme aber darauf 
an, zunächst Beschäftigungsverhältnisse zu schaf- 
fen, die eine Existenzgrundlage böten. Die Evan- 
gelische Kirche habe 1994 festgelegt, daß Min- 
destbedingungen für alternative und neue Be- 
schäftigungsmöglichkeiten dasein müßten. Darum 
sei es notwendig, zu tarifvertraglichen Regelun- 
gen zu kommen. 

Zum anderen gebe es an verschiedenen Orten in- 
tensive Bemühungen, die Kombination von Sozial- 
hilfe und Mitteln der Bundesanstalt herzustellen, 
um damit für Sozialhilfeempfänger und -empfän- 
geriimen neue Chancen zu eröffnen. Statt eines fi- 
nanziellen Rahmens, der als Disziplinierungsin- 
strument verstanden werden könnte, müßten in 
diesem Bereich Motivationen geschaffen werden. 
Zur Motivation gehöre auch, daß die angebotene 
Arbeit sich lohnen müsse. Es müsse eine sinnvolle 
und notwendige Arbeit sein. Sie müsse sich aber 
auch insofern lohnen, als der Betroffene hiermit 
aus einem Trend zur Verarmung herauskomme. 
Deshalb dürfe Sozialhilfe nicht nur mit irgendeiner 
Pflichtarbeit verbunden werden. Um die Chancen 
zu steigern, sei es aber auch erforderlich, intensive 
Beratung vorzunehmen. Dazu müsse es zu einer 
engeren Bündelung der notwendigen unterschied- 
lichen Institutionen vor Ort kommen. Es bedürfe 
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eines integrierten Förderprogranunes. Die Sozial- 
kaminer der Evangelischen Kirche in Deutschland 
werde in den nächsten Wochen ein Aktionspro- 
gramm in Richtimg auf die Initiative „Arbeit für 
alle" ausarbeiten. 

Das Kommissariat der deutschen Bischöfe unter- 
strich, daß die Kirche die geringfügigen Arbeits- 
verträge eher scheue. Allerdings habe man im Ge- 
gensatz zu anderen Bereichen gerade im sozialka- 
ritativen Sektor einen großen Umfang ehrenamt- 
licher Tätigkeiten. Beides dürfe aber nicht mitein- 
ander verwechselt werden. Insgesamt begrüße das 
Kommissariat der deutschen Bischöfe die Initiative 
der SPD. Man gehe davon aus, daß ein Großteil 
dessen, was die SPD vorschlage, mit den Papieren 
der Kirchen in Obereinstimmimg stehe. Auch die 
Kirchen würden für ein Bündnis gegen Arbeitslo- 
sigkeit werben. In der Gesellschaft müßten die Kir- 
chen dafür sorgen, daß dieses Bündnis hoffähig 
werde. Auch die Kirchen hätten beobachtet, daß 
der Anteü der Löhne aus imselbständiger Tätigkeit 
am gesamten Volkseinkommen gegenüber dem 
Anteil der Einkommen aus Kapital imd selbständi- 
ger Tätigkeit gesunken sei. Dies mache nachdenk- 
lich. Wer in Wohlstand und gesicherten Verhältnis- 
sen lebe, solle dem helfen, der in Not sei. Arbeits- 
zeitverkürzung, möglicherweise gelte dies auch 
für das Management, auch ohne vollen Lohnaus- 
gleich imd mehr Wahlmöglichkeiten, sei unver- 
zichtbar zur Minderung der Arbeitslosigkeit. 

Der Sachverständige Prof. Dr. von Weizsäcker sah 
den Grund dafür, daß nicht genügend Ausbil- 
dungsplätze zur Verfügung gestellt würden, in 
den Kosten, die durch diese Arbeitsplätze für den 
Arbeitgeber entstünden. Nach seiner Auffassung 
sei es daher sinnvoll, die Entlohnung der Lehrlin- 
ge zu reduzieren. Den Arbeitnehmern würden Ar- 
beitsplätze vorenthalten, weil der Wettbewerb 
durch Tarifvertrag beschränkt werde. In den Ver- 
einigten Staaten spielten Tarifverträge inzwischen 
keine große Rolle mehr. Löhne würden individuell 
ausgehandelt, und die Absicherung der potentiell 
Arbeitslosen sei auch sehr viel schlechter als in 
Deutschland. Deswegen seien diese bereit, Ar- 
beitsverhältnisse einzugehen, in denen sie niedrig 
bezahlt würden. In Deutschland bestehe diese Be- 
reitschaft in sehr viel geringerem Maße als in den 
Vereinigten Staaten. Deshalb hätte in den Verei- 
nigten Staaten die Zahl der Arbeitsplätze im Ver- 
lauf der letzten zwanzig Jahre durchgängig min- 
destens um eine Million, wenn man den Durch- 
schnitt der Jahre nehme, weit über eine Million, 
nämlich 1,5 Mülionen, pro Jahr zugenommen. Da- 
mit einhergegangen sei eine wesentlich geringere 
Zimahme der Produktivität. Die dadurch ent- 
stehenden Niedriglohnverhältnisse würden in 
Deutschland nicht zugelassen. Deswegen seien 
diese Personen arbeitslos und hätten keine hinrei- 
chende Motivation, nach Arbeit zu suchen. Auch 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen hätten Rück- 
wirkungen auf die Tarifpolitik. Wenn eine arbeits- 
marktpolitische Maßnahme dazu führe, daß die 
Angst vor der Arbeitslosigkeit reduziert werde, 
führe sie zu aggressiverer Tarifpolitik der Gewerk- 


schaften. Diese vernichte Arbeitsplätze. Seiner 
Auffassung nach seien die Ausgaben für öffentli- 
che Güter im Staatshaushalt nicht sehr hoch. Der 
hohe StaatsanteU komme im wesentlichen durch 
das hohe Sozialbudget zustande. Es sei Zeit, daß 
dies zurückgehe. 49 v. H. der Steuereinnahmen 
würden heute schon für das Sozialbudget verwen- 
det. Deshalb sei für ihn die Verschiebung der Auf- 
bringung des Sozialbudgets von den Sozialabga- 
ben zu den Steuern der falsche Weg. Nur Einspa- 
rungen im Sozialbudget seien sinnvoll. Für ihn sei 
die Obergrenze des Sozialbudgets als Anteü des 
Sozialprodukts ohne Zweifel erreicht. Die Vor- 
schläge, die in den Vorlagen enthalten seien, ku- 
rierten nur Symptome. Die eigentliche Ursache für 
die Massenarbeitslosigkeit liege in der Erziehung 
zur Inflexibilität. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung steUte fest, daß die erwerbstätigen Frauen 
durch die Rezession der letzten Jahre in West- 
deutschland kaum berührt worden seien. Entge- 
gen der Entwicklung bei der Männererwerbstätig- 
keit gebe es zwischen 1992 und 1994 keinen Rück- 
gang bei der Frauenerwerbstätigkeit. Uber die 
Auswirkimgen einer restrikten Förderung privater 
Haushalte als Arbeitgeber lägen keine Erkennt- 
nisse vor. Es gebe aber Modeüüberlegungen. 
Wenn etwa 10 oder 20 v. H. der Haushalte von ge- 
wissen steuerlichen Veränderungen Gebrauch 
machten, dann ergäben sich hypothetisch 100 000 
bis 200 000 Arbeitskräfte mehr. Es rate bei diesen 
ModeUen aber zur Vorsicht. Die Mitnahmeeffekte 
seien kaum quantifizierbar. Das Arbeitsvolumen 
steUe das Produkt aus der Zahl der Erwerbstätigen 
und der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit je 
Erwerbstätigem dar. Dieses sei von 1960 bis 1985 
zurückgegangen. Seit Mitte der 80er Jahre bis An- 
fang der 90er Jahre sei es deutlich gestiegen. In 
der Zeit dieser zweiten Phase gebe es sanfte Rück- 
gänge der Arbeitslosenzahl und gleichzeitig deut- 
liche Steigerungen der Erwerbstätigkeit. Es sei 
nicht zu begründen, daß in einer reifen Volkswirt- 
schaft nicht auch die Arbeitsvolumina noch stei- 
gerbar seien. Es vermute, daß im Zuge der Ar- 
beitszeitverkürzung auch über Teilzeit seit den 
80er Jahren gewisse Beschäftigungseffekte einge- 
treten seien. Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sei so lange gut gewesen, als ge- 
limgen sei, Kosten, und zwar Lohnkosten wie 
Staatskosten, im Zaum zu halten. Dies sei bis An- 
fang der 70er Jahre möglich gewesen. Hinzu 
komme, daß in den letzten fünf Jahren auf den 
deutschen Arbeitsmarkt etwa 3,5 Mio. Personen 
zugewandert seien. Deshalb müsse die Zuwande- 
rung strikt begrenzt werden. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschimg 
führte aus, daß die Finanzierung von Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit durch einen öffentlich geförderten 
Arbeitsmarkt der zweitbeste Weg sei. Der beste 
Weg sei die Schaffung von Arbeitsplätzen auf dem 
Ersten Arbeitsmarkt. Arbeitslosigkeit könne nur 
langsamer abgebaut werden, als sie entstehe. In 
dieser Phase sei aktive Arbeitsmarktpolitik sehr 
sinnvoU und notwendig. Der wichtigste Schritt sei 
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jedoch die Durchsetzung von geeigneten Rahmen- 
bedingungen, nämlich durch eine expansive Geld- 
politik, eine Kombination von Lohn- imd Geldpoli- 
tik, einen langanhaltenden Aufschwung zu errei- 
chen. Wechselkursänderungen, Lohnänderungen 
imd Lohnhöhen seien voneinander abhängig. Die 
Lohnentwicklung bestimme im wesentlichen die 
Preisentwicklimg, imd die Preisentwicklung sei 
letztendlich mit dafür verantwortlich, wie sich der 
Wechselkurs mittelfristig entwickele. Kurzfristig 
seien allerdings die Wechselkursänderungen sehr 
viel stärker von Änderungen abhängig, die von 
den Kapitalmärkten ausgingen. Die Lohnpolitik 
solle sich daher grundsätzlich an internen Ent- 
wicklimgen orientieren. 

Durch die jüngsten Tarifabschlüsse würden die 
Lohnstückkosten stärker steigen, als die Institute 
das zu Jahresanfang noch vorausgesagt hätten. 
Aber die um 1 v. H. im Durchschnitt höheren Tarif- 
abschlüsse hätten für die Lohnstückkosten in aus- 
ländischer Währung wesentlich weniger Wirkung 
als die Aufwertung. In der realen Aufwertung ste- 
he ein Lohnstückkostenanstieg um 7 v. H. einem 
solchen von 1 v. H. bei gleichbleibendem Wechsel- 
kurs gegenüber. 

Deutschland sei auf internationalen Märkten sehr 
erfolgreich. Die gegenwärtigen Arbeitsmarktpro- 
bleme seien auf keinen Fall mit einer Expansion 
im Dienstleistungsbereich zu lösen. In England ha- 
be die Regulierung sehr stark abgenommen imd 
die Flexibilisierung in den 80er Jahren sehr stark 
zugenommen. Die Gewerkschaften seien zur Be- 
deutungslosigkeit geschrumpft. Dennoch liege die 
Arbeitslosigkeit in England sehr viel höher als in 
Deutschland. Auch in den USA sei die Arbeitslo- 
sigkeit im langfristigen Vergleich nicht niedriger 
als in Deutschland. Die Differenz zwischen Netto- 
lohn und Bruttoeinkommen, also die Abgaben, 
würde nicht einfach verschwinden. Es finde ledig- 
lich eine Umverteilung zwischen jungen Arbeit- 
nehmern und alten Arbeitnehmern, zwischen 
Westdeutschen und Ostdeutschen, zwischen Ge- 
sunden, Kranken und Arbeitslosen, statt. Also sei 
die Höhe der Lohnnebenkosten für die Beschäfti- 
gungshöhe nicht relevant. Dennoch müßten die 
Kosten der deutschen Vereinigung nicht aus der 
Arbeitslosenversicherung, sondern aus den Steu- 
ern gezahlt werden, weil nicht einzusehen sei, daß 
bestimmte Gruppen der Gesellschaft von der ge- 
samtgesellschaftlichen Aufgabe ausgenommen 
würden. 

Das Institut der deutschen Wirtschaft stellte als un- 
strittig heraus, daß das Humankapital Bildung der 
Schlüsselfaktor sowohl für die Lösung von be- 
stehenden Beschäftigungsproblemen als auch für 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze sei. In diesem 
Zusammenhang sei der augenblickliche Befund 
des Ausbüdungsstellenmangels sehr beunruhi- 
gend. Deshalb gebe es eine Art konzertierte Ak- 
tion der Spitzenverbände. Einige Spitzenverbände 
im Bundesverband Freie Berufe schienen aus die- 
ser Zusage auszuscheiden. Die Kooperation zwi- 
schen öffentlicher und betrieblicher Arbeitsmarkt- 
politik sei nicht hinreichend systematisiert. Es 


könne sich vorstellen, daß man über eine Verzah- 
nung von Lohnkostenzuschüssen mit betriebli- 
chen Leistungen, betrieblichen Modellen und Teil- 
zeitmodellen an der zweiten Schwelle auch einen 
Schritt zur Lösung des Problems tun könne. Die 
kollektive Tarifpolitik müsse in die Lage versetzt 
werden, auf den zunehmenden Differenzienmgs- 
bedarf, der durch die Weltwirtschaft verursacht 
werde, zu reagieren. Sinn der Arbeitsmarktpolitik 
könne sein, beim Wieder einstieg in den Arbeits- 
markt behüflich zu sein. 

Das Institut für Weltwirtschaft vertrat die Auffas- 
sung, daß die Bundesrepublik Deutschland bei der 
Verkürzung der Arbeitszeit sehr stark vorange- 
schritten sei, beim Abbau der Arbeitslosigkeit je- 
doch nicht. Daraus entnehme es das Indiz dafür, 
daß Arbeitszeitverkürzungen für sich genommen 
nicht der Schlüssel zur Lösung des Arbeitslosen- 
problems seien. Es warne davor, z. B. den Arbeits- 
zeitvorschriften auch noch die Wegezeiten hinzu- 
zuberechnen. Darm werde jemand, der vom Ar- 
beitsplatz weiter weg wohne, einer anderen Ar- 
beitszeitregelung unterworfen als derjenige, der 
seine Wohnung in unmittelbarer Nähe zur Be- 
triebsstätte habe. Nach der Schätzung des Instituts 
seien die Kosten der deutschen Vereinigung etwa 
zur Hälfte über das Staatsdefizit, zur anderen 
Hälfte über die Sozialversicherung finanziert wor- 
den. Das sei gerade so, als habe der westdeutsche 
Arbeitnehmer sich gegen die Wiedervereinigung 
versichern müssen. Es gehe aber nicht darum, die 
gesamte Arbeitsmarktpolitik aus Steuern zu finan- 
zieren. Das Institut sehe im übrigen die Gefahr, 
daß eine völlige Ausgliederung der arbeitsmarkt- 
politischen Leistungen, mit denen die Folgen von 
Arbeitslosigkeit bekämpft werden sollten, aus der 
Abgabenfmanzierung den Tarifvertragsparteien 
die Möglichkeit gäbe, ihre Tarif abschlüsse ohne 
Rücksicht auf die Wirkung für die Arbeitsplätze 
und damit auf Kosten des Steuerzahlers zu verein- 
baren. Schon jetzt setze das Sozialsystem in seiner 
Gänze faktisch Mindestlöhne, bereits heute gebe 
es Bereiche, in denen Lohn für einfache Arbeit 
und Sozialhilfe nicht weit voneinander entfernt 
seien. Wenn gerade auf diese Personengruppen 
ein zunehmender Anpassungsdruck ausgeübt 
werde - u. a. durch die offenen Grenzen nach Mit- 
tel- und Osteuropa -, der es eigentlich unumgäng- 
lich mache, diesen Lohn noch weiter abzusenken, 
stelle sich die Frage, wie die soziale Marktwirt- 
schaft dieses Problem lösen wolle. 

Der Sachverständige Dr. Schetkat wies auf die ge- 
sellschaftlichen Folgeprobleme hin, die es gebe, 
wenn finanzielle Not zur Akzeptanz von Erwerbs- 
tätigkeit zwinge, die eine geringe Entlohnung 
oder schlechte Arbeitsbedingungen biete. In den 
USA sei dies deutlich zu spüren. Dort sei nicht die 
Lohnquote gering, sondern es gebe eine sehr star- 
ke Lohndifferenzierung. Die Lohnquote sei in den 
USA eher gestiegen. Sie sei höher als in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Es gebe umfangreiche 
Untersuchungen von Princeton und Harvard, de- 
ren Ergebnis zeige, daß man positive Beschäfti- 
gungseffekte durch eine Erhöhung der Minimal- 
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löhne bewirke. Dabei sei nach den Standardmo- 
dellen eher das Gegenteil zu erwarten gewesen. 
Diese Modelle seien daher nicht auf den Arbeits- 
markt zu übertragen. In Betrieben, die ganz be- 
sonders geringe Bezahlung böten, sei auch die 
Kündigimg seitens der Arbeitnehmer besonders 
stark vertreten. Daher gebe es dort starke Zahlen 
offener Stehen. Durch eine Erhöhung der Mindest- 
löhne wurde die Kündigungsbereitschaft reduziert 
und damit die Zahl der besetzten Stehen erhöht. 
Dadurch würde ein positiver Beschäftigungseffekt 
verursacht. Auch die Teüsubventionierung geseh- 
schaftiich sinnvoher Arbeit sei arbeitsmarktpoh- 
tisch sinnvoh. Ein Problem hege darin, daß in man- 
chen niedrigproduktiven Bereichen hochquahfi- 
zierte Beschäftigte vorzufinden seien, z. B. in der 
Krankenpflege, der Altenpflege, der Kindererzie- 
hung u. ä. Wenn es um Arbeitsplätze gehe, die ein 
höheres Qualifikationsniveau voraussetzten, müsse 
man entsprechende Entlohnung anbieten. Diese 
müsse darm dadurch gesichert werden, daß die 
Spanne zwischen privater Nachfrage und dem 
Lohnniveau, das gezahlt werden müsse, durch öf- 
fenthche Subventionienmg in Übereinstimmung 
gebracht werden müsse. Dies könne z. B. gesche- 
hen durch direkte Subvention von Pflegeeinrich- 
tungen. Die Pflegeversicherung sei ein Beispiel 
dafür, wie man es machen könne. Es könne aber 
auch durch eine Mischfinanzierung geschehen, 
wie es über das Gutscheinsystem in Frankreich 
versucht werde. 

Er halte es für unglückhch, diese Diskussion im- 
mer nur von der Arbeitslosenseite her aufzuziehen 
und darüber zu sprechen, daß Menschen beschäf- 
tigt werden müssen. Man wisse doch, daß es viele 
ungedeckte Bedarf e gebe. Gleichzeitig wisse man, 
daß es ungenutztes Arbeitspotential gebe. Und 
man wisse, daß diese unausgenutzten Arbeitspo- 
tentiale mit hohen Transfers subventioniert wer- 
den müßten. Dies müsse man zusammenbringen. 
Man müsse die Transfers für Nichterwerbstätigkeit 
in Zuschüsse für Erwerbstätigkeit umformen. Es 
gebe einen Zusammenhang zwischen Lohndiffe- 
renzierung nach unten und Erhöhung von allge- 
meinen Kosten für die Gesellschaft. 

Kosten, die durch gesellschaftiiche Konflikte ent- 
stünden, gingen nur selten in Modelle ein. Sie 
müßten aber berücksichtigt werden, wenn man 
den Wert einer Regulierung begreifen woUe. Ein 
starker Nachfragerückgang führe in den USA 
schnell zu Entlassungen. In der Bundesrepublik 
Deutschland bleibe die Zahl der Beschäftigten zu- 
nächst relativ stabü, aber die durchschnittliche Ar- 
beitszeit gehe zurück, so daß das Arbeitsvolumen 
zurückgehe. Der viel besser ausgebaute Kündi- 
gimgsschutz in der Bundesrepubhk Deutschland 
wirke stabihsierepd, während das Instrument des 
Kurzarbeitergeldes die Belastung für Unterneh- 
men reduziere, ebenso wie die größere Flexibilität 
der durchschnittlichen Arbeitszeit. Niedriglöhne 
böten keinen besonderen Anreiz, in eine bessere 
Büdung zu investieren. Daraus ergäben sich so- 
ziale Folgeprobleme für die Volkswirtschaft. Aber 
es gebe auch wirtschaftliche Folgeprobleme. Im 


Industriesektor sei eine Innovationsfähigkeit wich- 
tig, um die Beschäftigimg dort zu stabilisieren oder 
vielleicht auch auszuweiten. Dies setze eine breite 
Bildung der Gesellschaft voraus. Diese wiederum 
basiere auf gewissen Einkommensstrukturen und 
einem gleichmäßigeren Zugang zu Bildungschan- 
cen. Diese seien aber ebenfalls vom Einkommen 
abhängig. 

Das Institut für Wirtschaftsforschung wies darauf 
hin, daß man mit der Arbeitsmarktpolitik auch 
wieder Probleme schaffe. Je effizienter die Praxis 
der vorgeschlagenen Maßnahmen sei, um so grö- 
ßer sei die Mobilisierung deijenigen, die im Au- 
genblick nicht mehr in der Arbeitsmarktstatistik 
auftauchten. Man gebe also viel Geld aus, ohne 
am Ende weniger Arbeitslosigkeit zu haben. 

2. In der Ausschußberatimg hielt die Fraktion der 
CDU/CSU den Antragstellern entgegen, daß sie 
sich ihre Bewertung der Bemühungen der Koali- 
tion um die Arbeitsmarktpohtik zu einfach mache. 
Entschieden sei der Vorwurf zurückzuweisen, die 
Koalition habe nicht den Willen, die Arbeitslosig- 
keit wirksam zu bekämpfen. Die Unterschiede lä- 
gen bei den Instrumenten, mit denen der Arbeits- 
losigkeit begegnet werden soUe. Eine weitere 
Ausdehnung des Zweiten Arbeitsmarktes imd 
eine umfangreiche Arbeitszeitreduzierung, wie sie 
in allen drei Anträgen vorgesehen werde, führe in 
die falsche Richtung. Das sei inzwischen selbst in 
Ländern wie Schweden und Finnland genauso. Es 
sei allerdings festzusteUen, daß selbst bei einem 
deutlichen Wirtschaftswachstum von mehr als 
3 V. H. in diesem Jahr die Arbeitslosigkeit nur um 
etwa 170 000 Personen zurückgehen werde. Alles 
weise darauf hin, daß die Arbeitskosten insgesamt 
zu hoch seien. Dies sei auch von den Sachverstän- 
digen in der Anhörung unterstrichen worden, die 
festgestellt hätten, daß alles, was Arbeit verteure, 
schlecht sei. Die in den Vorstellungen der Fraktion 
der SPD für ein Arbeits- und Strukturförderungs- 
gesetz genannten Maßnahmen würden zusätzli- 
che Belastungen für den Ersten Arbeitsmarkt nüt 
sich bringen. Übereinstimmend seien die OECD- 
Studie, die Bundesbank, der Sachverständigenrat 
und die Monopolkommission zu dem Schluß ge- 
kommen, daß Arbeitszeitverkürzungen bisher 
noch nirgendwo Arbeitslosigkeit signifikant hät- 
ten zurückführen können. 

Es gebe keine einfachen Antworten. Zu den richti- 
gen Antworten gehöre auch ein höheres Wirt- 
schaftswachstum. Dieses brauche nicht umwelt- 
schädlich zu sein. Schon jetzt liege Deutschland 
an der Spitze vergleichbarer Staaten in bezug auf 
die aktive Arbeitsmarktpolitik. Aktive Arbeits- 
marktpolitik sei nur so lange unproblematisch, wie 
sie lediglich als Brückenfunktion ausgeübt werde. 
Jedenfalls sei für die Frage, ob zusätzhche Arbeits- 
plätze geschaffen würden, die Rentabilität dieser 
Arbeitsplätze das ausschlaggebende Argument. 
Gerade kleine imd mittlere Unternehmen sähen 
die Lage in der Bundesrepublik Deutschland als 
sehr problematisch an. Deshalb sei es auch ein 
richtiger Weg, neue Arbeitgeber durch die Schaf- 
fung häuslicher Arbeitsplätze zu finden. Es dürfe 
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nicht Übersehen werden, daß man ohne die Wan- 
derungsbewegimgen der 80er Jahre im Westen 
zum Ende des Jahrzehnts die Arbeitslosigkeit ab- 
gebaut hätte. Das Arbeitskräftepotential sei durch 
Zuwanderung, durch die Zunahme bei den Schul- 
abgängern und bei der Frauenberufstätigkeit 
stark vermehrt worden. Ein wesentliches Problem 
stelle die Untemehmensbesteuerung dar. Die 
durch eine zurückhaltende Tarifpolitik aufgewor- 
fenen Verteilungsprobleme könnten nur durch 
eine Beteiligung der Arbeitnehmer am Produk- 
tiwermögen gelöst werden. Das Arbeitszeitgesetz 
stelle nur einen Rahmen zur Verfügimg, den die 
Tarifparteien auszufüllen hätten. Auf jeden Fall 
müsse die Teilzeitarbeit ausgeweitet werden. 
Gleichzeitig müßten Fehlentwicklungen bei den 
sozialen Sicherungssystemen untersucht imd kor- 
rigiert werden. Insgesamt stelle sich die Frage da- 
nach, wieviel Geld für die Organisation des Staa- 
tes aufgewendet werden dürfe. 

Die Fraktion der SPD warf der Koahtion vor, auf 
die katastrophale Arbeitsmarktlage nicht ausrei- 
chend zu reagieren. Im Gegensatz dazu hätten die 
Antragsteller der Vorlagen mit umfänglichen Ent- 
würfen reagiert. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnimg sei vielleicht guten Willens, 
aber handlungsimfähig, weil der Bimdesminister 
der Finanzen die Politik der Bundesregierung dik- 
tiere. Alle drei Anträge stellten aktive Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den Mit- 
telpunkt. Dabei wies die Fraktion der SPD darauf 
hin, daß sie inzwischen selbst den Entwurf eines 
Arbeits- und Strukturförderungsgesetzes einge- 
bracht habe, nachdem sie das Bundesministerium 
für Arbeit imd Sozialordnung vergebüch zur Ein- 
bringung aufgefordert habe. Die Bundesregierung 
setze ausschließUch auf Deregulierung. Dabei ha- 
be das Musterbeispiel Großbritannien gezeigt, daß 
dies vermehrt in die Arbeitslosigkeit führe. Die 
Fraktion der SPD setze demgegenüber auf ein 
Dreisäulenkonzept. Zum einen gehe es darum, po- 
sitive Arbeitsmarkteffekte durch ein sinnvolles 
ökologisches Wachstum zu erzielen. Es sei mm 
einmal eine Tatsache, daß erst ab 2 v. H. Wirt- 
schaftswachstum in Deutschland ein positiver Be- 
schäftigungseffekt zu erwarten sei, weil hier auch 
der Produktivitätsfortschritt etwa bei 2 v. H. hege. 
Es sei also insgesamt aUein über das Wachstum 
kein nennenswerter Abbau von Arbeitslosigkeit 
zu erreichen. Es gehe darum, die Arbeitskosten 
dadurch zu entlasten, daß man die Energiekosten 
stärker belaste. Die erforderlichen 31 Mrd. DM für 
eine aktivere Arbeitsmarktpohtik heßen sich durch 
eine Verteuerung der Energie finanzieren. Dann 
sei eine Absenkimg der Beiträge zur Bimdesan- 
stalt für Arbeit um 2 v. H. möghch. Zur Zeit gebe 
es etwa 1 Mio. Arbeitsplätze im Umweltschutz. 
Durch eine vernünftige Poütik könnten weitere 
70 000 bis 80 000 Arbeitsplätze in Deutschland ge- 
schaffen werden. Daß die Koalition ihr Gejammer 
über die hohen Arbeitskosten selbst nicht ernst 
nehme, zeige sich darin, daß die deutsche Eini- 
gimg seit 1991 mit 50 Mrd. DM über den Faktor 
Arbeit finanziert werde. Als weitere Mittel stehe 
sich die Fraktion der SPD die Arbeitszeitverkür- 


zimg, also die Umverteilung von vorhandener Ar- 
beit, imd eine aktivere Arbeitsmarktpohtik vor. Es 
sei widersinnig, wenn die Koahtion zugleich in ei- 
nem Arbeitszeitgesetz die 48-Stunden- Woche ver- 
ankern wohe und für eine Teilzeitoffensive ein- 
trete. Mit der Teilzeitoffensive habe die Bundesre- 
gierung belegt, daß sie selbst an die Möghchkeit 
einer Umverteilung von Arbeit über Arbeitszeit- 
verkürzungen glaube. Es gehe darum, eine breite- 
re Ausdifferenzierimg der Arbeitszeitlandschaft zu 
schaffen. Es sei klar, daß die Arbeitsmarktpohtik 
in erster Linie Brückenfunktion haben müsse. Sie 
sei aber unverzichtbar. Deshalb müsse sie vorüber- 
gehend für einige Jahre erheblich ausgeweitet 
werden. Was offensichthch auf der anderen Seite 
verkannt werde, sei, daß ohne solche aktive Ar- 
beitsmarktpohtik wertvohes Humankapital irrepa- 
rabel verfahe. Entsprechend sei auch die nieder- 
schmetternde Kritik der Bundesanstalt für Arbeit 
an der Pohtik der Koahtion in der Anhörung des 
Ausschusses zu verstehen gewesen. Die Bundes- 
regierung tue sich im übrigen nach wie vor schwer 
gegenüber dem massiven Problem des Lohndum- 
pings. Hier müsse endhch mit der Entsenderichth- 
nie Emst gemacht werden. Das Vorhaben, Arbeits- 
plätze im Haushalt zu schaffen, indem bestimmten 
Schichten in großem Umfange Steuervergünsti- 
gungen zugeteilt würden, sei verfehlt. Steuersy- 
stematisch sei eine solche Subvention nur dann 
sinnvoU, wenn sie einen sozialen Grund habe. Die- 
ser sei jedoch nicht erkennbar. In der Diskussion 
vermisse sie eine ernsthafte Auseinandersetzung 
mit dem Problem von Arbeitslosen, die älter als 
55 Jahre seien. 

Vertreter der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sahen eine Wurzel des Problems in den Strukturen 
der IndustriegeseUschaften. Ihnen sei der Zwang 
zur Steigemng der Produküvität inhärent. Ihre 
Fraktion stehe sich die Frage, wo die ökologische 
Komponente bleibe, wenn man weiter auf Wachs- 
tum setze. Der Club of Rome, ein unverdächtiger 
Zeuge, weil seine Mitgheder in aUer Regel weder 
der SPD noch den GRÜNEN angehörten, weise 
immer wieder darauf hin, wie gefährlich das Set- 
zen auf weiteres Wachstum sei. Außerdem habe 
selbst die Koahtion erkannt, daß das Wirtschafts- 
wachstum kaum einen positiven Effekt auf die Ar- 
beitsmarktsituation habe. Für sie sei daher unver- 
ständlich, daß die Koahtion nicht selbst daraus die 
Konsequenz ziehe, daß eine Umverteilung der Ar- 
beit nötig sei. Bei der Teilzeitoffensive handele die 
Koahtion anders, als sie dies in der generellen Ar- 
beitszeitdiskussion vertrete. Bei der Teilzeitoffen- 
sive sei aber darauf zu achten, daß die nötige so- 
ziale Absicherung erfolge. Auch das VW-ModeU 
sei nicht ohne weiteres auf andere Bereiche zu 
übertragen. So seien z. B. die Löhne im Bereich 
VW überhaupt nicht zu vergleichen mit denen im 
Einzelhandel. Aus ah diesen Punkten müsse man 
die Frage herleiten, was dieses an notwendigen 
Strukturveränderungen imd auch was es für das 
Steuersystem zu bedeuten habe. Dabei müsse 
auch davon ausgegangen werden, daß die Kosten 
für die Erwerbslosigkeit, z. B. im Hinbhck auf das 
Gesundheitssystem, nicht errechnet werden könn- 
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ten. Sie seien aber da. Auch die Lohnkosten seien 
im Verhältnis zu anderen Industriestaaten nicht 
überproportional gestiegen. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland leide in erster Linie imter den Wäh- 
rungsschwankimgen. Der Hauptansatzpimkt blei- 
be die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch 
eine Umverteilung der Arbeitszeit. Die Koalition 
müsse darauf aufmerksam gemacht werden, daß 
der durch das Arbeitszeitgesetz gesetzte weite 
Rahmen die Verhandlungsposition der Gewerk- 
schaften deutlich schwäche. 

Die Vertreter der Fraktion der F.D.R wiesen darauf 
hin, daß es in der Anhönmg von allen Seiten kriti- 
sche Stimmen zu den vorliegenden Anträgen ge- 
geben habe. Die Politik körme keine Arbeitsplätze 
schaffen. Es gehe in erster Linie darum herauszu- 
finden, wie vermieden werden könne, daß durch 
Eingriffe der Politik weitere Arbeitsplätze gefähr- 
det würden. Zum Beispiel sei in der Anhönmg dar- 
auf hingewiesen worden, daß die Sozialhilfe fak- 
tisch als Festlegrmg eines Mindestlohns wirke. Die 
strikte Ablehnung der Schaffimg neuer Arbeits- 
plätze im Bereich der Haushalte sei nicht zu ver- 
stehen. Diese würden aus versteuertem Einkom- 
men bezahlt. Dies sei steuenmsystematisch. So- 
weit dadurch die eigene Berufstätigkeit ermöglicht 
werde, gebe es zusätzliche Gründe, ihre Steuerab- 
zugsfähigkeit voll zuzulassen. Die Anhönmg habe 
ergeben, daß eine Herauslösung der Arbeits- 
marktpolitik aus der Sozialversichenmg unsinnig 
sei. Bei einer solchen HerauslÖsimg würde es an 
einem Verantwortimgszusammenhang fehlen imd 
damit auch an einem Anreiz für die Tarifparteien, 
Arbeitsplätze zu erhalten. Im übrigen schlossen 
sich die Vertreter der Fraktion der F.D.P. den Aus- 
führungen des Koalitionspartners an. 

Die Vertreter der Gruppe der PDS hielten es nach 
der übereinstimmend betriebenen Analyse der Si- 


tuation für imverständlich, daß die Koalition weiter- 
hin auf Deregulierung setze und den Niedrig- 
lohnsektor ausweiten wolle. Zur Teilzeitarbeit sei sie 
dabei zu fragen, wer überhaupt Teilzeitarbeit freiwil- 
lig ausüben körme. Wesentlich sei es, den öffentlich 
geförderten Beschäftigungssektor auszuweiten, und 
zwar nicht nur in seiner Brückenfunktion, sondern 
auf Dauer. Dies körme in gesellschaftlich organisier- 
ten Eigentumsformen geschehen, wie es sie in der 
Bundesrepublik Deutschland beispielsweise bereits 
bei den Sozialversichenmgsträgem, bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit und der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau gebe. Solche Einrichtimgen seien in der La- 
ge, demokratisch und dezentral einen öffentlich ge- 
förderten Beschäftigungssektor zu organisieren. 

In der abschließenden Abstimmung erhielt der 
Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/19 
13 Ja-Stimmen der Fraktion der SPD und der Gruppe 
der PDS, 16 Nein-Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. bei zwei Stimmenthaltungen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Der Antrag der Abgeordneten Marieluise Beck (Bre- 
men), Annelie Buntenbach, Andrea Fischer (Berlin) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 13/578 erhielt vier Ja- Stimmen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei 16 ablehnenden Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen und elf Enthaltungen der Fraktion der SPD. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Wer- 
ner, Dr. Christa Luft, Christina Schenk und der weite- 
ren Abgeordneten der PDS auf Drucksache 13/702 
erhielt die zwei Stimmen der anwesenden Mitglieder 
der Gruppe der PDS bei 17 Nein-Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. und einer Enthal- 
tung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
zwölf Enthaltungen der Fraktion der SPD und einer 
Nein-Stimme der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN. 


Dr. Gisela Babel 

Berichterstatterin 
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